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Presse-/Rundfunkrecht und Grundrecht auf Meinungsfreiheit 3 

Nr. 1 

1. Die Presse- und Rundfunkfreiheit ist in der Verfassung von Berlin -
anders als im Grundgesetz - nicht ausdrücklich verbürgt. Die Rundfunk-
anstalten - hier der RBB - können sich in Berlin stattdessen auf das für 
ihre Tätigkeit einschlägige Grundrecht der Meinungsfreiheit in Art. 14 
Abs. 1 der Verfassung von Berlin — VvB — berufen (vgl. auch Beschluss vom 
16. Juni 1993 - LVerfGE 1,99,102). 

2. Die Verurteilung einer Rundfunkanstalt zur Ausstrahlung einer Ge-
gendarstellung greift in den Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 VvB ein. 
Hierbei sowie für die Frage, mit welchem Inhalt eine redaktionelle Anmer-
kung im unmittelbaren Anschluss an die Gegendarstellung zulässig ist, 
haben die Fachgerichte in Anwendung der einfach-rechtlichen Vorschrif-
ten eine ausdrückliche und nachvollziehbare Abwägung zwischen dem 
durch die Gegendarstellung geschützten Persönlichkeitsrecht und dem 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit der betroffenen Rundfunkanstalt vorzu-
nehmen. 

Verfassung von Berlin Art. 14 Abs. 1 

Grundgesetz Art. 5 Abs. 1 Sätze 1 und 2 

Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Rundfunkanstalt der Länder 
Berlin und Brandenburg - BlnBraRStV - § 9 

Beschluss vom 25. Apr i l 2006 - Ver fGH 59/06 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbeschwerde 

des Rundfunks Berlin-Brandenburg, Anstalt des öffentlichen Rechts, 

gegen 

den Beschluss des Landgerichts Berlin vom 30. März 2006 - 27 O 336/06 — 

Beteiligte gem. § 53 Abs. 1 und 2 VerfGHG: 

1. Der Präsident des Landgerichts Berlin 
2. Herr Dr. D. 
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Ent sche idungs formel : 

Der Beschluss des Landgerichts Berlin vom 30. März 2006 - 27 O 336/06 -
verletzt das Grundrecht der Beschwerdeführerin aus Art. 14 Abs. 1 der Verfas-
sung von Berlin. Er wird aufgehoben. Die Sache wird an das Landgericht Berlin 
zurückverwiesen. 

Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 
Das Land Berlin hat der Beschwerdeführerin die notwendigen Auslagen zu 

erstatten. 

Gründe : 

I. 

Die Beschwerdeführerin wendet sich mit der Verfassungsbeschwerde gegen 
einen Beschluss des LG Berlin vom 30.3.2006, mit dem ihr Antrag auf einstweilige 
Einstellung der Zwangsvollstreckung im Hinblick auf eine von ihr erhobene und 
noch nicht entschiedene Vollstreckungsgegenklage vom 29.3.2006 zurückgewie-
sen wurde. Diesem Verfahren liegt ein rechtskräftiger Beschluss des LG vom 
5.1.2006 zugrunde, womit der Beschwerdeführerin auf Antrag des Beteiligten zu 
2. aufgegeben wurde, im Rahmen der nächsten erreichbaren KLARTEXT-Sen-
dung folgende Gegendarstellung verlesen zu lassen und auszustrahlen: 

„Gegendarstellung 

Am 14.12. 2005 wurde in der Sendung KLARTEXT im Rahmen eines Beitrages 
über IM-Vorwürfe gegen einen meiner Mandaten u.a. wie folgt berichtet: 

,Leipziger Stasi-Zentrale. Hier liegen auch die Akten über (...). Irmtraud 
Hollitzer hat 1990 mit anderen dafür gesorgt, dass diese Unterlagen nicht 
vollständig vernichtet wurden — obwohl Peter-Michael Diestel, damals 
Innenminister, das verlangte.' 

Darüber hinaus wurde ich in dem Beitrag als , Aktenvernich ter von 1990' bezeich-
net. 

Hierzu stelle ich fest: 

1990 bestätigte ich ein Verlangen auf Herausgabe von Leipziger Stasi-Unterlagen 
zu deren Vernichtung. Das geschah aber aufgrund eines Beschlusses des Zentra-
len Runden Tisches. Auf meine Veranlassung wurden 1990 keine Stasi-Unterlagen 
vernichtet. 

Zislow, den 3.1.2006 

Dr. Peter-Michael Diestel" 
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Die Beschwerdeführerin strahlte die Gegendarstellung in der KLARTEXT-
Sendung vom 22.3.2006 aus und ließ im Anschluss daran folgenden Text verlesen: 

„Hierzu bemerkt die Redaktion: 

Dr. Diestel sagt die Unwahrheit. Den von ihm behaupteten Beschluss des Zent-
ralen Runden Tisches hat es nie gegeben. Dies ist ihm sogar schon von einem 
Oberlandesgericht bescheinigt worden und ergibt sich im Übrigen aus den voll-
ständig dokumentierten Wortprotokollen des Zentralen Runden Tisches, in denen 
kein derartiger Beschluss enthalten ist." 

Mit Schreiben vom 24.3.2006 ließ der Beteiligte zu 2. der Beschwerdeführe-
rin mitteilen, dass er die Zwangsvollstreckung aus der einstweiligen Verfügung 
vom 5.1.2006 weiter betreiben werde, da die verlesene Gegendarstellung durch die 
redaktionelle Anmerkung entwertet worden sei. Die Beschwerdeführerin erhob 
darauf hin unter dem 29.3.2006 Vollstreckungsgegenklage und beantragte die 
einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung. Das LG wies den Antrag durch 
Beschluss vom 30.3.2006 mit der Begründung zurück, die Beschwerdeführerin sei 
ihrer Verpflichtung zum Abdruck der Gegendarstellung nicht ordnungsgemäß 
nachgekommen. Sie sei nicht berechtigt gewesen, die Gegendarstellung mit dem 
streitgegenständlichen Redaktionsschwanz abzudrucken. Redaktionelle Anmer-
kungen, die eine Gegendarstellung entwerteten, seien wegen Verstoßes gegen das 
Gebot der Waffengleichheit unzulässig. Anstatt darauf hinzuweisen, dass die Ge-
gendarstellung unabhängig von ihrem Wahrheitsgehalt zu veröffentlichen sei, 
habe die Redaktion ausdrücklich, noch dazu mit detaillierter Begründung, deren 
Unwahrheit hervorgehoben und sie damit gänzlich entwertet. 

Mit der gegen den Beschluss des LG erhobenen Verfassungsbeschwerde rügt 
die Beschwerdeführerin eine Verletzung ihres Grundrechts auf Presse- und Mei-
nungsfreiheit. Das LG habe zum einen verkannt, dass es bereits an einer Verbots-
norm für den streitgegenständlichen Redaktionsschwanz fehle; insbesondere ent-
halte der Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Rundfunkanstalt 
der Länder Berlin und Brandenburg kein solches Verbot oder auch nur eine Be-
schränkung. Zum anderen habe das LG bei seiner Entscheidung einseitig nur das 
Persönlichkeitsrecht des Beteiligten zu 2. beachtet, dieses aber nicht mit dem 
Grundrecht auf Presse- und Meinungsfreiheit der Beschwerdeführerin abgewo-
gen. Eine solche Abwägung hätte sich dem LG aber schon deshalb aufdrängen 
müssen, weil die Gegendarstellung Tatsachenbehauptungen enthalte, die im Aus-
gangstext keinerlei Entsprechung gefunden hätten. Die Beschwerdeführerin habe 
in der Ausgangssendung keine Ausführungen zur Existenz eines Beschlusses des 
Runden Tisches gemacht; erstmals in der Gegendarstellung werde behauptet, dass 
es einen solchen Beschluss gegeben habe. Es werde dem Gebot der Waffen-
gleichheit nicht gerecht, wenn dem Gläubiger im Rahmen einer Gegendarstellung 
die Möglichkeit zu neuen Tatsachenbehauptungen eröffnet würde, der Beschwer-
deführerin aber verwehrt sei, sich hierzu zu äußern. Das LG habe auch im Ergeb-
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nis verfassungsrechtliche Wertungen verletzt. Soweit eine Entwertung der Gegen-
darstellung angenommen werde, gehe dies fehl, denn der Beteiligte zu 2. habe das 
Recht und die Möglichkeit, Sachverhalte, die er für unzutreffend halte, wiederum 
mit einer Gegendarstellung oder einem Unterlassungsbegehren anzugreifen. 

Die Beteiligten haben gem. § 53 Abs. 1 und 2 VerfGHG Gelegenheit zur 
Stellungnahme erhalten. 

II. 

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig und begründet. 

1. Zweifel an der Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde bestehen nicht, 
insbesondere steht nicht das Gebot der Rechtswegerschöpfung entgegen, denn 
sowohl nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGHZ 159, 14 ff) als 
auch nach der Rechtsprechung des Kammergerichts (Beschl. v. 29.7.2005 — 5 W 
93/05 —, Magazindienst 2005, 1052 ff) ist die sofortige Beschwerde gegen die ei-
nen Antrag auf einstweilige Einstellung der Zwangsvollstreckung gem. § 769 ZPO 
zurückweisende Entscheidung in entsprechender Anwendung von § 707 Abs. 2 
S. 2, § 717 Abs. 1 ZPO nicht statthaft. Die Beschwerdeführerin kann ferner nicht 
auf die Möglichkeit einer Anhörungsrüge nach §321a ZPO verwiesen werden, 
weil sie mit der Verfassungsbeschwerde keine Verletzung des rechtlichen Gehörs 
durch das LG geltend macht. 

Ferner kann die Beschwerdeführerin nicht auf die Erschöpfung des Rechts-
weges in der Hauptsache verwiesen werden. Zwar kann es, wenn — wie hier — eine 
im Eilverfahren ergangene Entscheidung Gegenstand der Verfassungsbeschwerde 
ist, nach dem Grundsatz der Subsidiarität geboten sein, die Hauptsacheentschei-
dung abzuwarten; dies gilt jedoch nur, wenn sich dort nach der Art des gerügten 
Grundrechtsverstoßes die Chance bietet, der verfassungsrechtlichen Beschwer 
abzuhelfen (Beschl. v. 29.8.2001 - VerfGH 115/00 - Grundeigentum 2001,1332, 
1333 f; vgl. zum Bundesrecht BVerfGE 79, 275, 278 f). Daran fehlt es hier, weil 
die Beschwerdeführerin wegen des angegriffenen Beschlusses gezwungen wäre, 
die Gegendarstellung des Beteiligten zu 2. ohne den streitgegenständlichen Re-
daktionszusatz noch vor Abschluss des Hauptsacheverfahrens auszustrahlen, der 
geltend gemachte Grundrechtseingriff damit irreversibel wäre. 

Auch Zweifel an der Grundrechtsfahigkeit der Beschwerdeführerin bestehen 
nicht. Zwar sind die Grundrechte und der zu ihrer Verteidigung geschaffene 
Rechtsbehelf der Verfassungsbeschwerde auf juristische Personen des öffentli-
chen Rechts, soweit sie öffentliche Aufgaben wahrnehmen, grundsätzlich nicht 
anwendbar. Ausnahmen bestehen aber dann, wenn es entweder um die Verlet-
zung von Verfahrensgrundrechten geht oder es sich um eine juristische Person 
handelt, die den Bürgern zur Verwirklichung ihrer individuellen Grundrechte 
dient und als eigenständige, vom Staat unabhängige oder jedenfalls distanzierte 
Einrichtung Bestand hat, wie dies üblicherweise bei Kirchen, Universitäten und 
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auch Rundfunkanstalten der Fall ist (vgl. BVerfGE 15, 256, 259 f; 21, 362, 374; 
23, 353, 372). So können sich öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten mit der 
Verfassungsbeschwerde auf eine Verletzung der grundgesetzlich in Art. 5 Abs. 1 
S. 2 GG geschützten Rundfunkfreiheit berufen, weil ihr Status als vom Staat un-
abhängige, sich selbst verwaltende Anstalten des öffentlichen Rechts der Verwirk-
lichung dieses Grundrechts dient (BVerfGE 31, 314, 322; 59, 231, 254). Die Be-
schwerdeführerin ist eine solche Rundfunkanstalt. 

Zwar ist die Rundfunk- und Pressefreiheit in der Verfassung von Berlin — 
anders als im Grundgesetz — nicht ausdrücklich geschützt. Die Beschwerdeführe-
rin kann sich stattdessen jedoch auf das für ihre Tätigkeit gleichfalls unmittelbar 
einschlägige Grundrecht der Meinungsfreiheit in Art. 14 Abs. 1 der Verfassung 
von Berlin (VvB) berufen. Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Beschluss 
vom 16.6.1993 (LVerfGE 1, 99, 102) festgestellt, dass aus dem Fehlen eines ei-
genständigen grundrechtlichen Schutzes der Pressefreiheit im Verfassungsrecht 
des Landes Berlin nicht der Schluss gezogen werden kann, dass eine Tätigkeit, die 
bundesrechtlich innerhalb des Schutzbereichs des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG liegt, 
nach der Verfassung von Berlin keinen grundrechtlichen Schutz genösse. Die 
Presse habe vielmehr selbstverständlich teil an der verbürgten Meinungsäuße-
rungs- und Unterrichtungsfreiheit. Dies muss entsprechend für die Tätigkeit der 
Rundfunkanstalten gelten, zumal auch die grundgesetzlich geschützte Rundfunk-
freiheit nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts letztlich der gleichen 
Aufgabe dient wie alle Garantien des Art. 5 Abs. 1 GG: der Gewährleistung freier 
und individueller Meinungsbildung in einem umfassenden, nicht bloß auf Bericht-
erstattung oder die Vermitdung politischer Meinungen beschränkten Sinne 
(BVerfGE 57, 295, 319; 74, 297, 323). Rundfunkfreiheit ist primär eine der Frei-
heit der Meinungsbildung in ihren subjektiv- und objektivrechtlichen Elementen 
dienende Freiheit (BVerfGE 74, 297, 323). 

2. Die Verfassungsbeschwerde ist auch begründet. Der angegriffene Be-
schluss beruht auf einer Verletzung der in Art. 14 Abs. 1 VvB verbürgten Mei-
nungsfreiheit der Beschwerdeführerin und ist daher aufzuheben. 

a) Der Beschluss des LG vom 30.3.2006, mit dem der Beschwerdeführerin in 
Verbindung mit dem Beschluss vom 5.1.2006 im Ergebnis aufgegeben wird, die 
Gegendarstellung des Beteiligten zu 2. erneut und ohne die streitgegenständliche 
Redaktionsanmerkung auszustrahlen, greift in den Schutzbereich des Grundrechts 
auf Meinungsfreiheit der Beschwerdeführerin aus Art. 14 Abs. 1 VvB ein: Für die 
grundgesetzlich durch Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG geschützte Pressefreiheit ist vom 
Bundesverfassungsgericht geklärt, dass Verurteilungen zu Gegendarstellungen in 
den Schutzbereich dieses Grundrechts eingreifen (vgl. BVerfGE 97, 125, 144 f; 
BVerfG, NJW 2004, 1235 f). Da die Presse- und Rundfunkfreiheit - wie oben 
ausgeführt — spezielle Ausprägungen der allgemeinen Meinungsfreiheit sind, die in 
der Verfassung von Berlin - anders als im Grundgesetz - allerdings nicht hervor-
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gehoben werden, können Presse- und Rundfunkorgane sich in Berlin stattdessen 
auf einen Eingriff in den Schut2bereichs ihres Grundrechts aus Art. 14 Abs. 1 
VvB berufen (vgl. auch BVerfG, NJW 2004, 589). 

b) Der Beschluss des LG verletzt die Beschwerdeführerin in ihrem Grund-
recht aus Art. 14 Abs. 1 VvB. 

Bei einer durch Verfassungsbeschwerde inhaltlich angegriffenen gerichtli-
chen Entscheidung prüft der Verfassungsgerichtshof, ob die Entscheidung Ausle-
gungsfehler erkennen lässt, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Auffassung von 
der Bedeutung und Tragweite des vom Beschwerdeführer als verletzt bezeichne-
ten Grundrechts, hier der durch Art. 14 Abs. 1 VvB geschützten Meinungsfrei-
heit, beruhen. Die Gestaltung des Verfahrens, die Feststellung und Würdigung des 
Sachverhalts, die Auslegung des einfachen Rechts und seine Anwendung auf den 
einzelnen Fall sind dagegen grundsätzlich Sache der dafür allgemein zuständigen 
Gerichte und insoweit der Nachprüfung durch den Verfassungsgerichtshof ent-
zogen (vgl. Beschl. v. 30.6.1992 - VerfGH 9/92 - LVerfGE 1, 7, 8; std. Rspr.). 

Gemessen an diesen Voraussetzungen wird der angegriffene Beschluss den 
verfassungsrechtlichen Anforderungen für die Beachtung des Grundrechts der 
Meinungsfreiheit der Beschwerdeführerin nicht gerecht. Bei der Prüfung und An-
wendung der die Meinungsfreiheit nach Art. 14 Abs. 1 VvB beschränkenden 
Normen — hier § 9 des Staatsvertrages über die Errichtung einer gemeinsamen 
Rundfunkanstalt der Länder Berlin und Brandenburg - BlnBraRStV - (GVB1. 
2003, S. 222), der die Rechtsgrundlage des gegen die Beschwerdeführerin gerich-
teten Gegendarstellungsanspruchs des Beteiligten zu 2. bildet — ist durch die 
Fachgerichte regelmäßig eine Abwägung der betroffenen Rechtsgüter vorzuneh-
men. Im vorliegenden Fall hatte das LG demnach bei der — mangels ausdrückli-
cher gesetzlicher Glossierungsbeschränkung im BlnBraRStV — auslegungsbedürf-
tigen Frage, ob es sich bei der redaktionellen Anmerkung der Beschwerdeführerin 
zu der am 22.3.2006 ausgestrahlten Gegendarstellung des Beteiligten zu 2. um eine 
zulässige Erwiderung oder wegen des Inhalts oder der Art und Weise der Erwide-
rung um eine unzulässige „Entwertung" der Gegendarstellung handelte, eine Ab-
wägung zwischen dem durch die Gegendarstellung geschützten Persönlichkeits-
recht des Beteiligten zu 2. sowie der Meinungsfreiheit der Beschwerdeführerin zu 
treffen (vgl. zum Abwägungsgebot in Gegendarstellungsfällen BVerfGE 97, 125, 
150 f; 97,157,167; BVerfG, NJW 2004, 1235 f). 

Hierbei begegnet der rechtliche Ausgangspunkt des LG, dass (auch ohne ge-
setzliche Glossierungsbeschränkung) bei „Entwertung" der Gegendarstellung 
durch Inhalt oder Form einer redaktionellen Anmerkung der entsprechende An-
spruch noch nicht erfüllt sei, sondern die Gegendarstellung erneut — und zwar 
ohne den unzulässigen Zusatz — auszustrahlen sei, keinen verfassungsrechtlichen 
Bedenken. Diese Auffassung entspricht auch der sonstigen fachgerichtlichen 
Rechtsprechung und Literatur, die ein solches Entwertungsverbot entweder aus 
dem Gebot der „Waffengleichheit" oder dem zivilrechtlichen Grundsatz von Treu 
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und Glauben folgern (vgl. OLG Koblenz, OLGR Koblenz 2006, 256 ff; OLG 
Dresden, AfP 2001, 523; Brandenburgisches OLG, NJW-RR 2000, 832 f; OLG 
München, NJW-RR 1999, 965 f; OLG Hamburg, AfP 1971, 91 f; OLG Frankfurt, 
NJW 1965, 2163 f; LG Frankfurt, NJW-RR 1988, 1022 f; Seit^j Schmidt/ Schoener 
Der Gegendarstellungsanspruch, 3. Aufl. 1998, S. 198 f; 456; Soehring Presserecht, 
3. Aufl. 2000, S. 608, 611; Wendet Ozs Recht der Wort- und Bildberichterstattung, 
5. Aufl. 2003, S. 744 f; Prin^/Peters Medienrecht, 1999, S. 449). Überdies be-
schränken die meisten Landespressegesetze Redaktionsbemerkungen im unmittel-
barem Anschluss an eine Gegendarstellung („Redaktionsschwanz") auf tatsächli-
che Angaben (vgl. Seit^J Schmidt/ Schoener aaO, S. 198). Eine Entwertung der Ge-
gendarstellung durch redaktionelle Anmerkungen wird demnach vor allem bei 
wertenden Stellungnahmen, etwa hämischen Kommentaren oder sonst herabset-
zenden Pauschalurteilen (die Gegendarstellung sei „irreführend" oder „frei erfun-
den", vgl. etwa OLG Hamburg, AfP 1971, 91 f; LG Frankfurt, NJW-RR 1988, 
1022 f; Soehring aaO, S. 608; Wentel aaO, S. 745; Prin^/Peters aaO, S. 449 f) ange-
nommen. Angaben tatsächlicher Art im Anschluss an die Gegendarstellung sollen 
dagegen grundsätzlich zulässig sein; insbesondere sollen die Medien berechtigt 
bleiben, auch im Rahmen einer Anmerkung auf der Richtigkeit ihrer früheren 
Darstellung zu bestehen oder sie zu wiederholen und zu vertiefen (vgl. OLG 
Dresden, AfP 2001, 523; Soehring aaO, S. 609). Dieses auf Mitteilung von Tatsa-
chen bezogene Erwiderungsrecht wird unter anderem daraus gefolgert (vgl. OLG 
Dresden aaO), dass im Verfahren über den Anspruch auf eine Gegendarstellung 
eine Prüfung der Wahrheit der in ihr enthaltenen Behauptungen nicht stattfindet 
(so schon BGH, NJW 1964, 1132 ff; std. Rspr.). 

Für die Frage, ob die streitgegenständliche redaktionelle Anmerkung der Be-
schwerdeführerin im Anschluss an die verlesene Gegendarstellung danach eine 
zulässige, vom Grundrecht auf Meinungsfreiheit geschützte Erwiderung oder in 
Kollision mit dem Persönlichkeitsrecht des Beteiligten zu 2. eine unzulässige 
Entwertung des Gegendarstellungsanspruchs war, hätte das LG seine Abwägung 
nachvollziehbar darlegen müssen. Der Beschluss enthält keine ausdrückliche Ab-
wägung. Das LG hat sein Ergebnis, die Gegendarstellung des Beteiligten zu 2. sei 
durch die Anmerkung entwertet worden, lediglich darauf gestützt, dass die Be-
schwerdeführerin die „Unwahrheit" der Gegendarstellung „hervorgehoben" habe, 
„noch dazu" mit „detaillierter Begründung". Diese Ausführungen lassen nicht 
erkennen, ob das LG (allein) wegen des Begriffs der „Unwahrheit" im ersten Satz 
der Anmerkung ein herabsetzendes Werturteil angenommen hat — insofern hätte 
sich allerdings eine Abgrenzung zur Tatsachenbehauptung aufgedrängt (nach 
OLG Hamburg, AfP 1971, 91, 92 soll der Begriff „unwahr" etwas anderes dar-
stellen als das unzulässige „Werturteil", die Gegendarstellung sei „irreführend"). 

Ebenfalls bleibt unklar, ob — wie die Formulierung im Beschluss „noch dazu 
mit detaillierter Begründung" nahe legt — der Vorhalt der „Unwahrheit" insbe-
sondere in Verbindung mit den nachfolgenden Tatsachenbehauptungen der Be-
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schwerdeführerin zur fehlenden Existenz eines Beschlusses des „Runden Tisches" 
als entwertend angesehen wurde (wobei ebenfalls nicht deutlich wird, ob wegen 
der Ausführlichkeit der Begründung als solcher oder wegen ihres Inhalts). Um 
dem Grundrecht der Beschwerdeführerin auf Meinungsfreiheit im Rahmen der 
Abwägung mit dem Persönlichkeitsrecht des Beteiligten zu 2. gerecht zu werden, 
wäre jedoch eine genauere Darlegung und Begründung erforderlich gewesen, zu-
mal Tatsachenbehauptungen in redaktionellen Anmerkungen — wie oben darge-
stellt — ganz überwiegend als zulässig angesehen werden. Hier kommt noch hinzu, 
dass die Gegendarstellung des Beteiligten zu 2. erstmals Tatsachenbehauptungen 
zu einem Beschluss des „Runden Tisches" enthielt, die in der Ausgangsmitteilung 
der Beschwerdeführerin keine Entsprechung gefunden hatten, so dass ein nach-
vollziehbares Bedürfnis der Beschwerdeführerin bestand, sich erstmalig auch zu 
diesen neu eingeführten und im voran gegangenen gerichtlichen Gegendarstel-
lungsverfahren lediglich auf offensichtliche Unrichtigkeit geprüften Tatsachenbe-
hauptungen des Beteiligten zu 2. zu äußern. Soweit in der redaktionellen Anmer-
kung zur Erläuterung der Auffassung der Beschwerdeführerin wiederum neue, 
den Beteiligten zu 2. betreffende Tatsachenbehauptungen aufgestellt wurden 
(etwa zum Inhalt einer obergerichtlichen Entscheidung), wäre bei der Abwägung 
auch zu bedenken gewesen, dass insoweit erneut ein Anspruch auf Gegendarstel-
lung durch den Beteiligten zu 2. in Betracht kam (vgl. OLG München, NJW-RR 
1999, 965 f, 966; LG Oldenburg, AfP 1986, 80; Wentel aaO, S. 745; Pri»^/Peters 
aaO, S. 450; Seit^J Schmidt/ Schoener aaO, Rn. 437). Die Begründung des LG lässt 
mithin nicht erkennen, dass es bei seiner Entscheidung den Umfang des Schutz-
bereichs der durch Art. 14 Abs.l VvB verbürgten Meinungsfreiheit der Be-
schwerdeführerin hinreichend berücksichtigt und erwogen hat. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 33, 34 VerfGHG. 
Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

Nr. 2 

1. Zur Schuldprüfung bei der Erzwingung von Unterlassungen und 
Duldungen nach § 890 ZPO. 

2. Zu den Vollstreckungsvoraussetzungen bei dem Vorliegen gegen-
läufiger Titel im einstweiligen Verfügungsverfahren und im noch nicht 
rechtskräftig abgeschlossenen petitorischen Hauptsacheverfahren. 

3. Es ist verfassungsrechtlich unbedenklich, wenn das Kammergericht 
bei Auslegung und Anwendung des § 890 ZPO davon ausgeht, der Verstoß 
gegen ein vorläufig vollstreckbares Unterlassungsgebot sei auch dann 
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schuldhaft gewesen, wenn der Schuldner die Entscheidung über die vor-
läufige Vollstreckbarkeit zwar wegen eines Widerspruchs zu einer anderen, 
ihn begünstigenden Entscheidung für falsch hält, sich angesichts dieser 
unklaren Rechtslage jedoch nicht um sachkundigen Rechtsrat bemüht hat. 

Verfassung von Berlin Art. 7; 10 Abs. 1; 15 Abs. 1, 2, 3 und 5 Satz 2 

Bürgerliches Gesetzbuch §§ 863; 864 

Zivilprozessordnung §§ 709; 718; 890; 916; 926; 927; 935 

Beschluss vom 25. Apr i l 2006 - Ver fGH 114/04 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbeschwerde der B. GmbH 

gegen 

1. den Beschluss des Kammergerichts vom 11. Juni 2004 — 14 W 14/04 —, 
2. den Beschluss des Landgerichts Berlin vom 16. Februar 2004 

- 95 O 120/01 -

Beteiligte gem. § 53 Abs. 1 und 2 VerfGHG: 

1. Die Präsidentin des Kammergerichts 
2. Der Präsident des Landgerichts Berlin 
3. Die Deutsche Bahn AG 

Entsche idungs formel : 

Die Verfassungsbeschwerde wird zurückgewiesen. 
Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 
Auslagen werden nicht erstattet. 

Gründe: 

I. 

Seit dem Jahre 1946 wurden zwischen der Beschwerdeführerin und der Be-
teiligten zu 3. bzw. deren Rechtsvorgängern verschiedene Verträge geschlossen, 
welche die Durchführung von Werbung im Bereich der Eisenbahn- bzw. S-Bahn-
Flächen in Berlin durch die Beschwerdeführerin zum Gegenstand hatten. 

Im Dezember 2000 und August 2001 kündigten die Beteiligte zu 3. sowie de-
ren Tochterunternehmen, die DB Station & Service AG, diese Verträge. Die Be-
schwerdeführerin erhob daraufhin Klage bei dem LG Berlin, mit der sie die Fest-
stellung begehrte, dass die Kündigungen unwirksam seien. Ferner verfolgte sie u.a. 
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Besitzschutzansprüche gegen die Beteiligte zu 3. und die DB Station & Service 
AG. Diese beantragten widerklagend u.a., die Beschwerdeführerin zu verurteilen, 
gewerbliche Tätigkeiten auf bestimmten Bahnhöfen und die Bewirtschaftung im 
Einzelnen bezeichneter Werbeträger und Werbungen zu unterlassen. 

Daneben verfolgte die Beschwerdeführerin ihre Besitzansprüche gegen die 
Beteiligte zu 3. auch in einem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung. 
Mit Urteil vom 30.11.2001 untersagte das Kammergericht (KG) der Beteiligten zu 
3., die Mitarbeiter der Beschwerdeführerin an und bei der Bewirtschaftung (insbe-
sondere bei der Entfernung vorhandener Werbung, bei Reinigungs- und Repara-
turarbeiten) an ihren — im Einzelnen benannten — Werbeträgern zu behindern, 
insbesondere den zum Zwecke der Bewirtschaftung notwendigen Zutritt zu ver-
weigern. 

Mit im Wesentlichen gleich lautenden Urteilen vom 1.11.2002 untersagte das 
KG ferner der S-Bahn Berlin GmbH, einem weiteren Tochterunternehmen der 
Beteiligten zu 3., in einem Verfügungs- und dem entsprechenden Hauptsachever-
fahren, den Besitz der Beschwerdeführerin an den benannten Werbeträgern zu 
stören. 

Mit Urteil vom 29.9.2003 wies das LG die gegen die Beteiligte zu 3. und die 
DB Station & Service AG gerichtete Feststellungs- und Besitzschutzklage (Haupt-
sacheverfahren) der Beschwerdeführerin ab und gab der — u.a. auf Unterlassung 
der Bewirtschaftung im Einzelnen bezeichneter Werbeträger und Werbungen 
gerichteten — Widerklage der Beteiligten zu 3. und der DB Station & Service AG 
unter Androhung von Ordnungsgeldern für jeden Fall der Zuwiderhandlung statt, 
wobei es das Urteil insoweit gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 4 Mio. EUR 
für vorläufig vollstreckbar erklärte. 

Gegen dieses Urteil legte die Beschwerdeführerin Berufung ein. Die Sache 
wurde bei dem KG zunächst beim 5. Senat eingetragen, von dort aber unter Hin-
weis auf Randnummer 72 des Geschäftsverteilungsplanes 2003 an den 14. Senat 
abgegeben und von diesem zum Geschäftszeichen 14 U 240/03 übernommen. 
Mit Schreiben vom 14.11.2003 wies die Beschwerdeführerin das KG darauf hin, 
dass die Klage hauptsächlich Pachtverhältnisse zum Gegenstand habe, für die der 
20. Senat des Gerichts zuständig sei. 

Nach Leistung einer Sicherheit in Höhe von 4 Mio. EUR beantragte die Be-
teiligte zu 3. im November 2003 bei dem LG u.a., gegen die Beschwerdeführerin 
Ordnungsgelder wegen verschiedener Verstöße gegen die im Urteil vom 
29.9.2003 ausgesprochenen Unterlassungsverpflichtungen zu verhängen. 

Diesen Anträgen gab das LG mit Beschluss vom 16.2.2004 im Wesentlichen 
statt. Zur Begründung führte das Gericht u.a. an, die Zwangsvollstreckung aus 
dem Urteil vom 29.9.2003 scheitere nicht daran, dass die Beschwerdeführerin 
durch die einstweiligen Verfügungen des KG vom 30.11.2001 und vom 1.11.2002 
zur Bewirtschaftung im Einzelnen bezeichneter Werbeträger ermächtigt worden 
sei. Hinsichtlich der einstweiligen Verfügung des KG vom 1.11.2002 ergebe sich 

LVerfGE 17 



Schuldprüfung bei Erzwingung von Duldung/Unterlassung gem. § 890 ZPO 13 

dies schon daraus, dass die Beteiligte zu 3. an jenem Verfahren nicht beteiligt ge-
wesen sei. 

Das klägerische Recht aus der Entscheidung vom 30.11.2001 sei so lange 
nicht durchsetzbar, als die Beteiligte zu 3. berechtigt sei, aus dem Urteil vom 
29.9.2003 zu vollstrecken. Entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin sei die 
Zwangsvollstreckung aus einem rechtskräftigen Urteil nicht vorrangig vor derjeni-
gen aus einem vorläufig vollstreckbaren Urteil, soweit die erforderliche Sicherheit 
geleistet sei. Die Vollstreckung aus der einstweiligen Verfügung des KG sei auch 
nicht deshalb vorrangig, weil sie auf possessorischen Besitzschutzansprüchen der 
Beschwerdeführerin beruhe. Denn derartige Ansprüche seien nachrangig, soweit 
im Rechtsstreit zur Hauptsache die possessorische Besitzschutzklage aufgrund 
einer petitorischen Widerklage zumindest vorläufig vollstreckbar abgewiesen wor-
den sei. Da die einstweilige Verfügung nur die Regelung eines vorläufigen Rechts-
zustandes beinhalte, könne aus dieser bei widerstreitenden Hauptsachenentschei-
dungen soweit und so lange nicht vollstreckt werden, als die Entscheidung zur 
Hauptsache vollstreckungsfähig sei. Zwar verliere die einstweilige Verfügung nicht 
ohne weiteres jede Wirkung, sondern bedürfe der Aufhebung nach § 927 ZPO. 
Dies gelte bei Vorliegen der Vollstreckungsvoraussetzungen zweier widerstreiten-
der Entscheidungen jedoch nur mit den eingangs bezeichneten Einschränkungen. 
Die Beschwerdeführerin könne daher aus der einstweiligen Verfügung des KG 
vom 30.11.2001 erst und nur dann vollstrecken, wenn die Zwangsvollstreckung 
aus dem Urteil des LG vom 29.9.2003 eingestellt würde. 

Hiergegen erhob die Beschwerdeführerin sofortige Beschwerde. Zu deren 
Begründung trug sie u.a. vor, die Verhängung von Ordnungsgeldern sei rechts-
widrig, da sie kein Verschulden treffe. Der Besitz an den streitgegenständlichen 
Werbeträgern und das Recht zur Bewirtschaftung derselben seien zu ihren Guns-
ten mit den rechtskräftigen Urteilen des KG vom 30.11.2001 und 1.11.2002 ge-
schützt. In dem Termin zur mündlichen Berufungsverhandlung vom 9.11.2001 im 
Verfahren 14 U 186/01 habe der Vorsitzende des erkennenden Senats die Betei-
ligten ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die im Rahmen des einstweiligen Ver-
fügungsverfahrens ergangenen und ergehenden Entscheidungen eine Regelung bis 
zur Rechtskraft eines Hauptsacheurteils träfen; hierfür könne ihr Verfahrensbe-
vollmächtigter Zeugnis abgeben. Es könne ihr nun nicht vorgeworfen werden, 
dass sie ihr Verhalten an diesen Erläuterungen ausgerichtet habe. 

Mit Beschluss vom 11.6.2004 wies das KG — 14. Zivilsenat — die sofortige 
Beschwerde im Wesentlichen zurück; die Rechtsbeschwerde ließ es nicht zu. Zur 
Begründung führte das Gericht an, das Urteil des LG vom 29.9.2003 sei vorläufig 
vollstreckbar. Auch habe die Beteiligte zu 3. die Sicherheit geleistet. Zutreffend 
habe das LG daher den Anträgen auf der Grundlage des § 890 ZPO stattgegeben. 
Es bestehe kein Konflikt mit den Urteilen des KG vom 30.11.2001 und 
1.11.2002. Auf die zutreffenden Ausführungen im angefochtenen Beschluss werde 
insoweit verwiesen. Das Urteil vom 30.11.2001 betreffe eine Besitzschutzregelung 
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durch einstweilige Verfügung zu Gunsten der Beschwerdeführerin, die durch das 
noch nicht rechtskräftige Urteil des LG im anhängigen Verfahren aufgehoben und 
zu Gunsten der Beteiligten zu 3. auf petitorische Widerklage abgeändert worden 
sei. Eine vorläufige Vollstreckung aus diesem Urteil zu Gunsten der Beteiligten zu 
3. sei ohne Bedenken möglich, weil sie die durch die einstweilige Verfugung ge-
troffene Besitzschutzregelung nicht beseitige, sondern nur auf Grund der zwin-
genden gesetzlichen Vorschrift des § 709 ZPO bis zur Rechtskraft vorläufig, ge-
gebenenfalls mit der Folge des § 717 Abs. 2 ZPO, überlagere. Soweit die vorläu-
fige Vollstreckbarkeit der Entscheidung in der Hauptsache durch die Beteiligte zu 
3. tatsächlich nicht ausgenutzt werde oder z.B. wegen nachträglichen Wegfalls der 
Vollstreckungsvoraussetzungen nicht mehr ausgenutzt werden könne, habe es bis 
zur Rechtskraft der Hauptsacheentscheidung mit der einstweiligen Verfügung sein 
Bewenden, wobei die Verfügung bei entgegenstehendem rechtskräftigen Ergebnis 
dann gegebenenfalls Gegenstand des Aufhebungsverfahrens nach § 927 ZPO sein 
könne. Andererseits würden Vollstreckungsmaßnahmen auch bei Widerspruch 
zum Tenor der früheren einstweiligen Verfügung keine dort nach § 890 ZPO zu 
behandelnden Verstöße sein, da bei Durchführung der gesetzlich zulässigen vor-
läufigen Vollstreckung aus dem Hauptsacheurteil mindestens das Verschuldenser-
fordernis entfalle. Alles dies widerspreche sich somit nicht. Wegen dieser eindeu-
tigen Rechtslage komme eine Aufhebung der im angegriffenen Beschluss ausge-
sprochenen Ordnungsgelder aus dem Gesichtspunkt fehlenden Verschuldens 
nicht in Betracht. 

Mit der am 16.7.2004 eingegangenen Verfassungsbeschwerde rügt die Be-
schwerdeführerin eine Verletzung von Art. 7, Art. 10 Abs. 1, Art. 15 Abs. 1, 2, 3 
und 5 S. 2 der Verfassung von Berlin - VvB - . 

Die Entscheidungen des LG und des KG verletzten ihre von Art. 7 VvB ge-
schützte freie Entfaltung der Persönlichkeit im wirtschaftlichen Bereich. Denn sie 
sei unter Verstoß gegen rechtsstaatliche Prinzipien bestraft worden, obwohl sie an 
den behaupteten Verstößen gegen das nicht rechtskräftige Urteil des LG vom 
29.9.2003 keine Schuld treffe. Sie sei davon ausgegangen und habe davon ausge-
hen können, dass die Urteile des KG vom 30.11.2001 und 1.11.2002 die Bewirt-
schaftung der Werbeträger bis zum Eintritt der Rechtskraft einer Entscheidung in 
der Hauptsache oder bis zur Aufhebung gem. § 927 ZPO schützten. Wenn das 
KG im Beschluss vom 11.6.2004 ihr nunmehr zum Vorwurf mache, dass sie ihr 
Handeln an dem Tenor jener Urteile ausgerichtet habe, missachte es auch den 
Grundsatz des Vertrauensschutzes. 

Verfassungswidrig sei die von dem KG vorgenommene Auslegung des § 709 
ZPO. Diese Vorschrift enthalte insbesondere keine Regelung zu der Frage, ob bei 
objektivem Verstoß gegen ein vorläufig vollstreckbares Urteil eine schuldhafte 
Verletzung vorliege, wenn die Verletzungshandlung gleichzeitig durch ein rechts-
kräftiges Urteil geschützt sei. 
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Sie rüge darüber hinaus die Verletzung des Art. 10 Abs. 1 VvB. Denn es 
fehle an einem sachlichen Grund dafür, dass das KG annehme, sie habe trotz der 
Urteile vom 30.11.2001 und 1.11.2002 schuldhaft gehandelt, es andererseits aber 
darauf hinweise, dass die Beteiligte zu 3. nicht schuldhaft handele, sofern sie aus 
dem Urteil des LG vom 29.9.2003 vollstrecke. 

Das KG habe ihren Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt. Denn es habe 
ihren Vortrag und Beweisantritt in der Beschwerdeschrift vom 18.3.2004 nicht 
berücksichtigt, wonach der Vorsitzende des erkennenden Senats im Verfahren 
14 U 186/01 ausdrücklich darauf hingewiesen habe, dass die im Rahmen des 
einstweiligen Verfügungsverfahrens ergangenen und ergehenden Entscheidungen 
eine Regelung bis zur Rechtskraft eines Hauptsachelirteils träfen. 

Verletzt sei auch Art. 15 Abs. 2 VvB, der sicherstellen solle, dass der Norm-
adressat vorhersehen könne, welches Verhalten mit Strafe und Buße bedroht sei. 
Daran fehle es hier. 

Die mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Entscheidungen verstie-
ßen gegen das Verbot der Doppelbestrafung und verletzten deshalb Art. 15 
Abs. 3 VvB. Zum einen hätten sowohl das LG als auch das KG unberücksichtigt 
gelassen, dass es sich bei den im Zusammenhang mit dem Bestrafungsantrag zu 
beurteilenden Handlungen nicht um mehrere selbständige Verstöße handele, son-
dern sämtliche Handlungen in einem Fortsetzungszusammenhang stünden. Zum 
anderen liege eine Doppelbestrafung vor, weil für die Bewirtschaftung derselben 
Werbeträger mehrfach Ordnungsgelder festgesetzt worden seien. 

Schließlich sei auch der Anspruch auf den gesetzlichen Richter nach Art. 15 
Abs. 5 S. 2 VvB verletzt. Der 14. Senat des KG sei nach den Regelungen des Ge-
schäftsverteilungsplanes 2003 nicht zuständig gewesen. Hierauf habe sie den Senat 
auch mit zwei Schreiben vom 14.11.2003 hingewiesen. Dass dennoch eine Abgabe 
an den allein zuständigen 20. Senat nicht erfolgt sei, stelle Willkür dar. 

Die Beteiligten haben gem. § 53 VerfGHG Gelegenheit zur Stellungnahme 
erhalten. 

II. 

Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig, soweit sie sich gegen den Be-
schluss des LG vom 16.2.2004 richtet. Denn insoweit werden keine Grundrechts-
verletzungen gerügt, die nicht im Beschwerdeverfahren vor dem KG hätten ge-
heilt werden können. 

Soweit sich die Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des KG vom 
11.6.2004 richtet, ist sie, ihre Zulässigkeit unterstellt, jedenfalls unbegründet. 

Ist — wie hier — eine gerichtliche Entscheidung Gegenstand einer Verfas-
sungsbeschwerde, besteht eine Prüfungsbefugnis des Verfassungsgerichtshofs nur 
in engen Grenzen. Die Verfahrensgestaltung, die Würdigung des Sachverhalts, die 
Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts durch die Fachgerichte im ein-
zelnen Fall sind der Nachprüfung grundsätzlich entzogen. Der Verfassungsge-
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richtshof kann auf eine Verfassungsbeschwerde hin nur dann eingreifen, wenn 
Verfassungsrecht verletzt ist, insbesondere Grundrechte eines Betroffenen in ihrer 
Bedeutung und Tragweite grundsätzlich verkannt worden sind oder die fachge-
richtliche Entscheidung auf Willkür beruht (Beschl. v. 28.6.2001 - VerfGH 
48/01, 48 A/Ol - LVerfGE 12, 34, 38 und v. 16.5.2002 - VerfGH 124/01, 
124 A/01 - LVerfGE 13, 42, 51; std. Rspr.; vgl. zum Bundesrecht BVerfG, NJW 
1996, 3071, 3072). Gemessen an diesen Grundsätzen lässt sich ein Grundrechts-
verstoß nicht feststellen. 

1. Dies gilt zunächst, soweit die Beschwerdeführerin eine Verletzung ihres 
durch Art. 7 VvB geschützten Grundrechts auf freie Entfaltung ihrer Persönlich-
keit im wirtschaftlichen Bereich darin sieht, dass das KG ein Verschulden hin-
sichtlich der Verstöße gegen die Unterlassungsgebote des Urteils des LG vom 
29.9.2003 angenommen hat. 

Das KG hat Bedeutung und Tragweite von Art. 7 VvB bei Auslegung und 
Anwendung des § 890 Abs. 1 ZPO nicht grundsätzlich verkannt. Das Gericht hat 
ausdrücklich geprüft, ob die Beschwerdeführerin ein Verschulden trifft. Es hat 
damit beachtet, dass eine Maßnahme nach § 890 Abs. 1 ZPO eine strafrechtsähn-
liche Ahndung einer Tat darstellt, die ohne eine Schuld des Betroffenen rechts-
staatswidrig wäre und diesen in seinem Grundrecht aus Art. 7 VvB verletzen 
könnte (vgl. zum Bundesrecht BVerfGE 20, 323, 331). 

Auch sonst lässt die Anwendung des § 890 Abs. 1 ZPO einen Verstoß gegen 
Art. 7 VvB nicht erkennen. Die Annahme des KG, der Verstoß gegen das vor-
läufig vollstreckbare Unterlassungsgebot sei schuldhaft gewesen, verstößt insbe-
sondere weder gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit noch überspannt sie 
die Anforderungen an die Erkenntniskraft der Beschwerdeführerin. 

Das gilt auch dann, wenn zu Gunsten der Beschwerdeführerin unterstellt 
wird, dass sie sich im Hinblick auf die Entscheidung des KG vom 30.11.2001 -
die Entscheidung vom 1.11.2002 betrifft nicht die Beteiligte zu 3. und kann die 
Beschwerdeführerin ohnehin nicht entlasten — in einem Verbotsirrtum über die 
Rechtmäßigkeit ihres Handels befunden hat. Ein etwaiger Verbotsirrtum war 
nämlich vermeidbar. Die Beschwerdeführerin konnte nicht darauf vertrauen, dass 
das genannte Urteil des KG auch nach dem Erlass des Urteils des LG vom 
29.9.2003 für die Beurteilung der Rechtslage allein maßgeblich war. 

Ein Schuldner muss davon ausgehen, dass ein für vorläufig vollstreckbar er-
klärtes Urteil tatsächlich vollstreckbar und damit durchsetzbar ist. Hält er die Ent-
scheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit für falsch, muss er dies im 
Rechtsmittelverfahren beanstanden (vgl. § 718 ZPO). Steht das Urteil in Wider-
spruch zu einer anderen, den Schuldner begünstigenden Entscheidung, kann er 
nicht ohne weiteres darauf vertrauen, dass er sein Verhalten ausschließlich an der 
zu seinen Gunsten ergangenen Entscheidung ausrichten und seine Verurteilung in 
dem anderen Urteil ignorieren darf. Bei unklarer Rechtslage muss der Schuldner 
vielmehr sachkundigen Rechtsrat eingeholt und sich dem Rat entsprechend ver-
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halten haben, wenn er einen unvermeidbaren Verbotsirrtum geltend machen will 
(vgl. BGH, wistra 1984, 178). Hätte die Beschwerdeführerin sachkundigen 
Rechtsrat eingeholt, hätte sie erkannt, dass es jedenfalls vertretbar war, dem Urteil 
des LG vom September 2003 Vorrang vor der Entscheidung des KG vom 
30.11.2001 einzuräumen und sie bei einer Zuwiderhandlung gegen die vom LG 
ausgesprochenen Unterlassungsverpflichtungen deshalb mit der Verhängung der 
im Urteil angedrohten Ordnungsmittel rechnen musste. 

Hierfür spricht bereits, dass das Urteil des KG vom 30.11.2001 ausweislich 
seines Tenors und seiner Begründung den Besitz der Beschwerdeführerin nur vor 
verbotener Eigenmacht seitens der Beteiligten zu 3. schützte. Mit der Vollstre-
ckung aus dem Urteil des LG vom 29.9.2003 hat die Beteiligte zu 3. aber keine 
verbotene Eigenmacht begangen, sondern aus einem zu ihren Gunsten ergange-
nen Urteil vollstreckt. 

Aber auch dann, wenn man die Vollstreckungstitel als inhaltlich widerspre-
chend ansieht, hätten Überlegungen zum materiellen Recht verdeutlicht, dass es 
vertretbar ist, dem Urteil des LG Vorrang vor der Entscheidung des KG zu ge-
ben. Die Besitzschutzansprüche der §§ 858 ff BGB, welche hier Gegenstand des 
einstweiligen Verfügungsverfahrens waren, erlöschen nach dem Wortlaut von 
§ 864 Abs. 2 BGB zwar erst, wenn durch rechtskräftiges Urteil festgestellt wird, 
dass demjenigen, der den Besitz gestört hat (hier: die Beteiligte zu 3.), ein Recht an 
der Sache (im weiteren Sinne: vgl. Joost in: Münchener Kommentar zum BGB, 
Bd. 6, 4. Aufl. 2004, § 864 Rn. 7) zusteht, vermöge dessen er die Herstellung eines 
seiner Handlungsweise entsprechenden Besitzstandes verlangen kann (sog. petito-
rische Einwendung, vgl. Joost aaO, § 863 Rn. 6). In der Kommentarliteratur wird 
zum Teil aber eine entsprechende Anwendung der Vorschrift befürwortet, wenn 
ein nur vorläufig vollstreckbares Urteil über die petitorischen Einwendungen des 
Störers ergeht. Um eine widersprechende Vollstreckungssituation zu vermeiden, 
soll das vorläufig vollstreckbare Urteil dem in Abs. 2 geregelten Fall mit der Folge 
gleichgestellt werden, dass die Besitzansprüche als derzeit unbegründet anzusehen 
sind (so Stadler in: Soergel, BGB, Bd. 14, 13. Aufl. 2002, § 864 Rn. 7; Frische in: 
Bamberger/Roth, BGB, Bd. 2, 3. Aufl. 2003, § 864 Rn. 9; Bund in: Staudinger, 
BGB, Bd. III, Neubearbeitung 2000, § 864 Rn. 7; vgl. auch BGHZ 73, 355, 358 
unter Hinweis auf Hagen JuS 1952, 124). Ubertragen auf die hier gegebene Voll-
streckungssituation unterstützt diese Ansicht die Auffassung des KG, dass sein 
die Besitzansprüche der Beschwerdeführerin betreffendes Urteil vom November 
2001 infolge der — den petitorischen Einwendungen und Ansprüchen der Betei-
ligten zu 3. stattgebenden — Entscheidung des LG vom 29.9.2003 als derzeit nicht 
vollstreckbar anzusehen ist. 

Etwas anderes folgt auch nicht aus der Tatsache, dass hier — entgegen der 
Konstellation, die die vorzitierte Rechtsprechung und Kommentarliteratur über-
wiegend behandelt — eine durch Urteil bestätigte formell rechtskräftige (vgl. 
Stein/Jonas ZPO, Bd. 9, 22. Aufl. 2002, vor § 935 ZPO Rn. 15) einstweilige VerfÜ-
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gung bereits vorliegt und als grundsätzlich zu beachtender staatlicher Hoheitsakt 
auch gewisse materielle Rechtskraftwirkungen (vgl. S (ein/Jonas aaO, vor §916 
ZPO Rn. 14 ff) zeitigt. Abgesehen davon, dass einzelne ältere Stimmen in der 
Literatur annehmen, ein gegenläufiges Hauptsacheurteil führe bereits ex lege zur 
Unwirksamkeit des Verfügungstitels (vgl. Pastor Der Wettbewerbsprozess, 3. Aufl. 
1980, S. 471; Häsemejer Schadenshaftung im Zivilrechtsstreit, 1979, S. 115), weil 
dieser gegenüber jenem eine nur „dienende Funktion" besitze, ist jedenfalls die 
Rechtskraftwirkung durch die Beseitigungsmöglichkeit nach § 927 ZPO sowie 
durch die Eigenart des Streitgegenstandes des Verfügungsverfahrens erheblich 
eingeschränkt (Teplit^ky WRP 1986, 149, 150). Sein Streitgegenstand ist nicht der 
materielle Unterlassungsanspruch selbst, sondern allein das einstweilige Siche-
rungsbegehren (OLG Frankfürt, WRP 1982, 422; OLG Karlsruhe, WRP 1977, 
272; Ahrens Wettbewerbsverfahrensrecht, 1983, S. 264, 267; Jestaedt GRUR 1985, 
480, 485). 

Unabhängig davon, ob man der Ansicht des KG folgt, eine widersprechende 
Vollstreckungssituation sei hier nicht vorhanden, ist jedenfalls im Hinblick auf die 
Besonderheit des Streitgegenstandes des Verfügungsverfahrens und im Hinblick 
darauf, dass dieses eine nur als vorläufige Maßnahme konzipierte und auf summa-
rischer Prüfung beruhende Regelung darstellt, sowie angesichts der institutionellen 
Abhängigkeit der Verfügungsmaßnahme von dem Hauptsacheverfahren die An-
nahme des KG, dem vorläufig vollstreckbaren Unterlassungsgebot des LG ge-
bühre Vorrang vor der Verfügungsanordnung des Urteils vom November 2001, 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 

2. Das Urteil des KG stellt sich auch nicht als willkürlich dar. Ein Verstoß 
gegen das in Art. 10 Abs. 1 VvB enthaltene Willkürverbot liegt erst vor, wenn eine 
Entscheidung unter keinem denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar ist und sich 
daher der Schluss aufdrängt, dass sie auf sachfremden Erwägungen beruht 
(Beschl. v. 25.4.1994 - VerfGH 34/94 - LVerfGE 2, 16, 18 und v. 20.8.1997 -
VerfGH 46/97 - LVerfGE 7, 19, 24). Die Auffassung des KG, die in dem Urteü 
vom November 2002 zu Gunsten der Beschwerdeführerin enthaltene Besitz-
schutzregelung sei aufgrund der zwingenden gesetzlichen Vorschrift des § 709 
ZPO „überlagert", kann schon aus den vorstehend dargelegten Gründen nicht als 
unvertretbar bezeichnet werden. 

Im Übrigen entbehrt es auch unabhängig von den vorgenannten Überlegun-
gen nicht jeden sachlichen Grundes, wenn das KG die in den einstweiligen Verfü-
gungen getroffene Besitzschutzregelung als von dem später erlassenen Urteil 
„überlagert" ansieht, weil es nach der zwingenden Vorschrift des § 709 ZPO für 
vorläufig vollstreckbar zu erklären gewesen sei. Da auf der Ebene des Prozess-
bzw. Vollstreckungsrechts Regelungen fehlen, die in einer Konfliktsituation, wie 
der hier zu beurteilenden, ein Rangverhältnis zwischen mehreren vollstreckbaren 
Titeln bestimmen, ist es auch deswegen vertretbar, das zeitlich neuere Urteil als 
das maßgebliche anzusehen, weil dem Gericht bei dessen Erlass die von ihm 
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selbst vorher erlassene einstweilige Verfugung bekannt war. Wenn es dennoch 
eine dieser widersprechende Entscheidung trifft, spricht dies dafür, dass der Inhalt 
des neuen Urteils die derzeitige Rechtslage wiedergibt. Daher ist es dann auch 
sachlich gerechtfertigt, diesem Urteil dem alten Titel in vollstreckungsrechtlicher 
Hinsicht Vorrang zu geben. 

Aus demselben Grunde lässt es entgegen der Ansicht der Beschwerdeführe-
rin keine Willkür erkennen, wenn das KG ausführt, Vollstreckungsmaßnahmen 
auf der Grundlage des nur vorläufig vollstreckbaren Titels im Hauptsacheverfah-
ren stellten ihrerseits keinen Verstoß der Gläubigerin gegen die einstweilige Ver-
fügung dar, weil der Gläubigerin bei Durchführung der gesetzlich zulässigen Voll-
streckung aus dem Hauptsacheurteil kein Verschulden vorgeworfen werden 
könne. 

3. Der Beschluss des KG verletzt nicht den Anspruch der Beschwerdeführe-
rin auf Gewährung rechtlichen Gehörs aus Art. 15 Abs. 1 VvB. Aus der in Art. 15 
Abs. 1 VvB enthaltenen - mit Art. 103 Abs. 1 GG inhaltsgleichen - verfassungs-
rechtlichen Verbürgung des rechtlichen Gehörs folgt zunächst, dass ein Gericht 
die Ausführungen der Verfahrensbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und bei 
seiner Entscheidung in Erwägung zu ziehen hat (Beschl. v. 16.11.1995 — VerfGH 
48/94 - LVerfGE 3, 113, 117; std. Rspr.). Der Anspruch auf rechtliches Gehör ist 
nicht verletzt, wenn ein Gericht aus Gründen des formellen oder des materiellen 
Rechts das Vorbringen eines Beteiligten unberücksichtigt lässt. Die Nichtberück-
sichtigung eines als erheblich angesehenen Beweisangebots verstößt nur dann 
gegen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs, wenn ihr das Prozessrecht keine 
Stütze bietet (Beschl. v. 17.12.1997 - VerfGH 112/96 - LVerfGE 7, 49, 56 und v. 
18.5.2000 - VerfGH 117/98 - ; vgl. zum Bundesrecht: BVerfGE 69, 141, 143 f; 
145, 148). Das Gericht muss sich in den schriftlichen Entscheidungsgründen nicht 
mit jedem Einzelvorbringen auseinandersetzen. Art. 15 Abs. 1 VvB schützt auch 
regelmäßig nicht davor, dass das Gericht tatsächlichen Umständen nicht die rich-
tige Bedeutung beimisst oder die Rechtsansicht eines Beteiligten nicht teilt (vgl. 
zum Bundesrecht BVerfGE 76, 93, 98; 64, 1, 12). Vielmehr ist grundsätzlich da-
von auszugehen, dass ein Gericht das von ihm entgegengenommene Vorbringen 
der Beteiligten auch zur Kenntnis genommen und in Erwägung gezogen hat. Der 
Verfassungsgerichtshof kann einen Gehörsverstoß nur dann feststellen, wenn sich 
dieser aus den Umständen des einzelnen Falles eindeutig ergibt (Beschl. v. 
16.11.1995 - VerfGH 48/94 - LVerfGE 3, 113, 116 f und v. 22.5.1997 - VerfGH 
34/97 _ LVerfGE 6, 80, 82; std. Rspr.; vgl. zum Bundesrecht z.B. BVerfG, NJW-
RR 1995, 1033,1034; Ζ MR 1997, 68 f). 

Ein derartiger Fall ist hier nicht gegeben. Es sprechen keine Umstände dafür, 
dass das KG den unter Beweis gestellten Vortrag der Beschwerdeführerin, der 
Vorsitzende des erkennenden Senats im Verfahren 14U 186/01 habe erklärt, die 
im Rahmen des einstweiligen Verfügungsverfahrens ergehenden Entscheidungen 
träfen eine Regelung bis zur Rechtskraft eines Hauptsacheurteils, nicht zur 

LVerfGE 17 



20 Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin 

Kenntnis genommen oder aus Gründen, die im Prozessrecht keine Stütze finden, 
übergangen hat. Näher liegt vielmehr die Annahme, dass es den Vortrag für uner-
heblich erachtet hat, weil sich die Aussage des Vorsitzenden auf die Rechtskraft 
des Hauptsacheurteils beschränkte und deshalb als richtig unterstellt werden 
konnte. Tatsächlich wäre die in der einstweiligen Verfügung enthaltene Regelung 
für die Dauer des Hauptsacheverfahrens (vgl. § 926 Abs. 1 ZPO) maßgeblich 
geblieben, wenn in diesem Verfahren ausschließlich um die Besitzschutzansprüche 
der Beschwerdeführerin (und ggf. um ihren Feststellungsantrag) gestritten worden 
wäre. Mit der Widerklage der Beteiligten zu 3. waren aber weitere, über das 
Hauptsacheverfahren iSd § 926 Abs. 1 ZPO hinausgehende Anträge anhängig 
geworden. Dass sich der Vorsitzende auch dazu geäußert hat, wie sich ein Erfolg 
dieser Anträge auf die im einstweiligen Verfügungsverfahren ergangenen Ent-
scheidungen auswirken würde, ist nicht ersichtlich. Die Beschwerdeführerin be-
hauptet auch nicht, dass der Vorsitzende bei seiner Erklärung die Möglichkeit 
eines späteren, dem Inhalt der einstweiligen Verfügung widersprechenden und 
vorläufig vollstreckbaren Urteils bedacht habe. 

4. Der Beschluss des KG vom 11.6.2004 verletzt auch nicht Art. 15 Abs. 2 
VvB, wonach eine Tat nur bestraft werden kann, wenn die Strafbarkeit gesetzlich 
bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. Dabei kann offen bleiben, ob 
Art. 15 Abs. 2 VvB auf das Vollstreckungsverfahren gem. § 890 ZPO möglicher-
weise schon deshalb keine Anwendung findet, weil auf der Grundlage dieser 
Norm festgesetzte Ordnungsgelder keine Strafen iSd Art. 15 Abs. 2 VvB sind (so 
Driehaus, in: ders. (Hrsg.), Verfassung von Berlin, 2. Aufl. 2005, Art. 15 Rn. 12; für 
das Bundesrecht: Schui^e-Fielit^ in: Dreier (Hrsg.), GG, Bd. III, 2000, Art. 103 III 
Rn. 22; im Ergebnis ebenso, allerdings ohne Begründung: BVerfGE 84, 82, 89, 
offen gelassen von BVerfGE 20, 323, 329 f; BVerfG, Besch! v. 16.1.1991 -
1 BvR 807/88 u.a. - und 15.3.1990 - 2 BvR 126/90 - ; anders BVerfG, Beschl. v. 
8.5.1991 - 2 BvR 1654/90 - und 30.11.1990 - 2 BvR 1353/90 - ) . Ebenso muss 
nicht entschieden werden, ob Art. 15 Abs. 2 VvB allenfalls Maßstab der Prüfung 
der Bestimmtheit der Unterlassungsgebote und der angedrohten Ordnungsmittel, 
nicht aber der Feststellung der Zuwiderhandlung im Verfahren nach § 890 ZPO 
sein kann (so für das Bundesrecht BVerfG, Beschl. v. 16.1.1991 - 1 BvR 807/88 
- ; anders BVerfG, Beschl. v. 8.5.1991 - 2 BvR 1654/90 - und 30.11.1990 -

2 BvR 1353/90 - ) . Denn jedenfalls ist nicht ersichtlich, dass das KG das Be-
stimmtheitsgebot unbeachtet gelassen hätte. Soweit die Beschwerdeführerin die 
weitere Nutzung ihres Besitzes trotz der bestehenden vorläufig vollstreckbaren 
Unterlassungsgebote für erlaubt gehalten hat, hatte dies seinen Grund nicht in der 
fehlenden Bestimmtheit der Unterlassungsgebote und der angedrohten Ord-
nungsmittel als solchen, sondern in ihrer unzutreffenden Einschätzung der 
Rechtslage. 
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5. Ferner ist der mit Art. 103 Abs. 3 GG inhaltsgleiche Art. 15 Abs. 3 VvB 
nicht verletzt, wonach niemand wegen derselben Tat aufgrund der allgemeinen 
Strafgesetze mehrmals bestraft werden darf. Dabei kann dahin stehen, ob — wie 
die Beschwerdeführerin meint — sämtliche der geahndeten Handlungen im Fort-
setzungszusammenhang stehen oder für die Bewirtschaftung ein und desselben 
Werbeträgers mehrfach Ordnungsgelder festgesetzt worden sind. Denn wie sich 
aus der Wendung „aufgrund der allgemeinen Strafgesetze" ergibt, soll sich das 
Verbot des Art. 103 Abs. 3 GG nicht auf alle Arten von Bestrafungen beziehen. 
Die Vorschrift greift nur ein, wenn die Verhängung einer weiteren echten Krimi-
nalstrafe in Frage steht (Driehaus aaO, Art. 15 Rn. 16; vgl. zum Bundesrecht 
BVerfGE 21, 378, 383 f; 27, 180, 184 f; 43, 101, 105). Hierzu zählt eine Maß-
nahme gem. § 890 Abs. 1 ZPO ihrem Wesen nach nicht {Kunig in: 
v. Münch/Kunig (Hrsg.), GG, Bd. 3, 5. Aufl. 2003, Art. 103 Rn. 43; Schmidt-Aß-
mann in: Maunz-Dürig, GG, Bd. VI, Art. 103, Stand: 1992 Rn. 290; Schul^e-Vielit^ 
aaO, Art. 103 III Rn. 22; Stöber m·. Zöller, ZPO, 25. Aufl. 2005, § 890 Rn. 7), auch 
wenn sie strafrechtliche Elemente aufweist (vgl. BVerfGE 20, 323, 332 ff; 84, 82, 
87). Während das Strafrecht die Störung des allgemeinen Rechtsfriedens sanktio-
niert (vgl. BVerfGE 32, 40, 48), beziehen sich Maßnahmen nach § 890 Abs. 1 
ZPO auf besondere Rechte und Pflichten; es geht dort um die Durchsetzung pri-
vatrechtlicher Verpflichtungen kl einem Verfahren zwischen privaten Parteien 
(BVerfGE 84, 82, 88; vgl. auch Schukç-Vielit^ aaO). 

6. Schließlich verletzt der angegriffene Beschluss die Beschwerdeführerin 
nicht in ihrem Grundrecht aus Art. 15 Abs. 5 S. 2 VvB, wonach niemand seinem 
gesetzlichen Richter entzogen werden darf. Das Recht auf den gesetzlichen Rich-
ter kann dadurch verletzt werden, dass ein Gericht seine Zuständigkeit zu Unrecht 
bejaht oder verneint und dadurch ein Abweichen von der gesetzlichen Zuständig-
keit im Einzelfall bewirkt (vgl. zum Bundesrecht BVerfGE 3, 359, 364; 29, 45, 
48). Für die Annahme eines Verstoßes gegen Art. 15 Abs. 5 S. 2 VvB reicht die 
bloße Verletzung verfahrensrechtlicher Zuständigkeitsregelungen jedoch nicht 
aus. Die fehlerhafte Auslegung und Anwendung von Vorschriften über die ge-
richtliche Zuständigkeit — falls sie vorgelegen haben sollten — verstoßen erst dann 
gegen Art. 15 Abs. 5 S. 2 VvB, wenn sie willkürlich sind (so zu Art. 101 Abs. 1 
S. 2 GG BVerfGE 87, 282, 284 f mwN). 

Das ist hier nicht der Fall. Die Zuständigkeit des 14. Senats des KG für die 
angegriffene Entscheidung im Beschwerdeverfahren 14 W 14/04 steht im Hin-
blick auf das bei Eingang der Beschwerde bereits anhängige Berufungsverfahren 
14 U 240/03 nicht ernsthaft in Frage. Denn nach Nr. 2.4 des Geschäftsvertei-
lungsplanes (Rn. 36) des KG 2004 bleibt die Zuständigkeit eines Senats auch dann 
bestehen, wenn nach Eingang des ersten Rechtsmittels in derselben Sache An-
sprüche aus anderen Sachgebieten an das KG gelangen. 

Ob ein Verstoß gegen Art. 15 Abs. 5 S. 2 VvB im Berufungsverfahren auf 
das hier in Frage stehende Verfahren der sofortigen Beschwerde gleichsam 
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„durchschlagen" könnte, bedarf keiner Entscheidung. Denn auch hinsichtlich des 
Berufungsverfahrens 14 U 240/03 lässt sich Willkür nicht feststellen. Es ist ver-
tretbar, die Zuständigkeit des 14. Senats aus Nr. 16 (Rn. 72) des Geschäftsvertei-
lungsplanes des KG 2003 herzuleiten. Danach ist ein Senat auch für die Hauptsa-
che zuständig, wenn bei ihm eine Verfugungssache anhängig war; dasselbe gilt für 
die Ansprüche aus dem Rechtsverhältnis, das dem Verfügungsverfahren zugrunde 
liegt. Es ist nicht willkürlich, wenn der 14. Senat des KG hieraus seine Zuständig-
keit hergeleitet hat, da er mit den Besitzschutzansprüchen der Beschwerdeführerin 
gegen die Beteiligte zu 3., die u.a. Streitgegenstand des Klageverfahrens 
14 U 240/03 waren, bereits im Verfügungsverfahren 14 U 186/01 befasst war. 
Zwar stellt Nr. 2.2 des Geschäftsverteilungsplans 2003 (Rn. 29 ff) eine Rangfolge 
für den Fall auf, dass der Kläger mehrere Ansprüche geltend macht hat, woraus 
sich die Zuständigkeit des 20. Senats ergeben könnte. Dass diese Regelung dieje-
nige der Nr. 16 verdrängt, wird von dem Geschäftsverteilungsplan 2003 jedoch 
weder ausdrücklich bestimmt noch zwingen Sinn und Zweck der Regelungen zu 
einer solchen Annahme. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 33, 34 VerfGHG. 
Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 

Nt. 3 

1. Zur Frage der Rechtmäßigkeit der Diensthandlung beim Vorwurf 
des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte, hier: Schadensersatzklage 
des Dienstherm wegen Verletzung eines Polizeibeamten während einer 
Demonstration. 

2. Zu den Grenzen der Meinungsfreiheit bei einem Transparenttext 
(„Schmähkritik"); verfassungsrechtliche Anforderungen an die fachge-
richtliche Auslegung mehrdeutiger Texte. 

Verfassung von Berlin Art. 9 Abs. 2; 10 Abs. 1; 14 Abs. 1; 15 Abs. 1 

Bürgerliches Gesetzbuch § 823 Abs. 2 

Strafgesetzbuch § 113 

Strafprozessordnung §§ 153a Abs. 2; 163b Abs. 1 

Beschluss vom 27. Jun i 2006 - Ver fGH 167/01 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbeschwerde des Herrn Ο. M. 
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gegen 

das Urteil des Landgerichts Berlin vom 9. August 2001 — 13 S 8/01 — 

Entscheidungs formel: 

Die Verfassungsbeschwerde wird zurückgewiesen. 
Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 

Auslagen werden nicht erstattet. 

Gründe: 

I. 

1. Der Beschwerdeführer trug am 4.3.1997 bei einer Demonstration aus An-
lass der Eröffnungsveranstaltung zum Europäischen Jahr gegen Rassismus zu-
sammen mit Herrn Sch. ein Transparent mit der Aufschrift „Schönbohm, Lan-
dowsky und Co., Wegbereiter des Naziterrors". Polizeibeamte, darunter der Be-
amte B., stellten das Transparent sicher und versuchten, den Beschwerdeführer 
zwecks Identitätsfeststellung zu einem Polizeifahrzeug zu bringen. Dabei fiel der 
Beamte B. zu Boden und zog sich eine Handverletzung zu, die ärztlich behandelt 
werden musste und zu seiner vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit führte. 

Die Staatsanwaltschaft erhob gegen den Beschwerdeführer und Herrn Sch. 
Anklage wegen Beleidigung der auf dem Transparent genannten Personen. Dem 
Beschwerdeführer legte sie darüber hinaus Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte, Körperverletzung und Beleidigung von Polizeibeamten zur Last. Der Be-
schwerdeführer verwies darauf, dass das Transparent bereits auf einer Demonst-
ration am 28.2.1997 gezeigt und von Polizeibeamten zunächst moniert, dann aber 
nach Rücksprache mit dem Abschnittsleiter als unbedenklich eingestuft worden 
sei, so dass die Demonstration mit dem Transparent habe fortgesetzt werden dür-
fen. Entsprechende Angaben hatte zuvor auch Herr Sch. als Zeuge im Rahmen 
eines unter anderem gegen den Beamten B. gerichteten und später mangels Tat-
verdachts eingestellten Ermittlungsverfahrens wegen Körperverletzung im Amt 
gemacht. 

Das AG Tiergarten lehnte die Eröffnung des Hauptverfahrens hinsichtlich 
des Tatvorwurfs der Beleidigung der auf dem Transparent genannten Personen 
ab. Aus den Funkaufzeichnungen der Polizei bezüglich des Einsatzes bei der De-
monstration vom 28.2.1997 ergebe sich, dass eine polizeiliche Prüfung erfolgt sei, 
ob wegen des Transparents eingeschritten werden solle, was nach eingehender 
Abwägung durch den Abschnittsleiter verneint worden sei. Bei dieser Sachlage 
könne nicht ausgeschlossen werden, dass sich die Angeschuldigten am 4.3.1997 in 
einem schuldausschließenden unvermeidbaren Verbotsirrtum hinsichtlich der 
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möglichen strafrechtlichen Relevanz des Transparents befunden hätten. Ob das 
Zeigen des Transparents bereits als Meinungsäußerung gerechtfertigt gewesen sei, 
könne dahinstehen. Hinsichtlich der ausschließlieh den Beschwerdeführer betref-
fenden Tatvorwürfe ließ das Amtsgericht die Eröffnung des Hauptverfahrens zu, 
stellte das Verfahren später aber mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft und des 
Beschwerdeführers nach Zahlung von 1.200,00 DM durch den Beschwerdeführer 
gem. § 153a Abs. 2 StPO endgültig ein. 

Nachfolgend erhob das Land Berlin als Dienstherr des Beamten B. Klage ge-
gen den Beschwerdeführer auf Zahlung von Schadensersatz in Höhe von 
7.642,65 DM zzgl. Zinsen wegen der aufgrund des Vorfalls am 4.3.1997 entstan-
denen Kosten der Dienstunfähigkeit des B. und der diesem erstatteten Heilbe-
handlungskosten. In der Klagebegründung hieß es, der Beschwerdeführer habe 
bei dem Versuch des Beamten B., ihn zwecks Identitätsfeststellung zu einem Poli-
zeifahrzeug zu bringen, erheblichen Widerstand geleistet und versucht, den Be-
amten zu beißen, wobei beide Personen zu Boden gefallen seien und B. sich eine 
Handverletzung zugezogen habe. 

Der Beschwerdeführer bestritt, die Verletzung des B. verursacht zu haben. 
Ferner vertrat er die Auffassung, seine zwangsweise und gewaltsame Verbringung 
zum Polizeifahrzeug sei rechtswidrig gewesen, weil kein zur Festnahme berechti-
gender ausreichender Verdacht einer Straftat bestanden habe. Insbesondere habe 
keine Beleidigung der im Transparent genannten Politiker vorgelegen, weil der 
Text als politische, grundrechtlich geschützte Meinungsfreiheit nach § 193 StGB 
gerechtfertigt gewesen sei. Die Politiker seien nicht als Nazis bezeichnet worden; 
vielmehr habe er mit dem Transparent notwendigerweise schlagwortartig seine 
politische Uberzeugung zum Ausdruck gebracht, dass deren Äußerungen neona-
zistischen Bestrebungen und rechtsradikalen Übergriffen Vorschub leisteten. 

Das AG Tiergarten wies die Klage durch Urteil vom 3.7.2000 mit der Be-
gründung ab, aufgrund der durchgeführten Beweisaufnahme stehe fest, dass der 
Beschwerdeführer die Verletzung des Beamten B. nicht verursacht habe. Auf die 
Berufung des Landes Berlin hob das LG Berlin das Urteil im November 2000 auf 
und verwies die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das AG 
zurück. 

Das AG gelangte auch nach erneuter Beweisaufnahme nicht zu der Über-
zeugung, dass der Beschwerdeführer den Beamten B. verletzt hatte, und wies des-
halb die Klage mit Urteil vom 26.2.2001 wiederum ab. Auf die Berufung des Lan-
des Berlin führte das LG seinerseits eine Beweisaufnahme durch und verurteilte 
den Beschwerdeführer mit Urteil vom 9.8.2001, an das Land Berlin 7.605,26 DM 
nebst 4% Zinsen seit dem 7.2.2000 zu zahlen. 

Zur Begründung führte das LG aus: Aufgrund der Beweisaufnahme stehe 
fest, dass der Beschwerdeführer sich der Zuführung zum Polizeifahrzeug aktiv 
widersetzt und dadurch den Sturz und die Verletzung des Beamten B. verursacht 
habe. Der Beschwerdeführer sei nicht berechtigt gewesen, sich gegen seine Zu-
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führung zur Personalienfeststellung zur Wehr zu setzen. Die Veranlassung der 
Zuführung sei rechtmäßig gewesen. Es habe der Zuführungsgrund der Ermittlun-
gen wegen einer Straftat bestanden. Dabei komme es nicht darauf an, ob der Be-
schwerdeführer tatsächlich eine Beleidigung begangen habe. Entscheidend sei, 
dass der Beamte B. den Verdacht einer Straftat habe hegen dürfen. Die Polizei sei 
verpflichtet, bei dem Verdacht einer Straftat einzuschreiten und die Ermittlungen 
aufzunehmen. Ob tatsächlich eine Straftat vorliege, sei dem Ergebnis der Ermitt-
lungen vorbehalten und nicht deren Voraussetzung. Der Transparenttext als sol-
cher habe objektiv eine Beleidigung der genannten Personen gebildet und sei ge-
eignet gewesen, sie verächtlich zu machen und herabzuwürdigen. Ob er im getä-
tigten Kontext unter besonderer Berücksichtigung der Zielrichtung des Be-
schwerdeführers gleichwohl als von der Meinungsfreiheit gedeckt anzusehen ge-
wesen sei, habe es, insbesondere durch Anhörung der Verdächtigen, gerade zu 
ermitteln gegolten. Die Annahme, der Transparenttext begründe den Verdacht 
einer Straftat, sei nicht ermessensfehlerhaft. Zu diesem Text gebe es keine gefes-
tigte Praxis, geschweige denn eine gefestigte Rechtsprechung. Ob eine Beleidigung 
vorliege, sei eine juristisch schwierige Frage, deren abschließende zutreffende Be-
antwortung kaum vorab leistbar und von einem Ersten Polizeihauptkommissar 
auch nicht zu erwarten gewesen sei. Von einer rechtmäßigen Festnahme des Be-
schwerdeführers seien auch das erstinstanzliche Zivilgericht, die Staatsanwalt-
schaft und das Strafgericht ausgegangen. Das AG in Zivilsachen hätte nicht Be-
weis über Widerstandshandlungen des Beschwerdeführers erheben dürfen, wenn 
es dessen Festnahme als rechtswidrig angesehen hätte. Die Staatsanwaltschaft 
hätte den Beschwerdeführer nicht wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbe-
amte anklagen dürfen, wenn die Festnahme rechtswidrig gewesen wäre. Das 
Strafgericht habe das Verfahren gegen den Beschwerdeführer wegen Widerstands 
gegen Vollstreckungsbeamte eröffnet und nach § 153a StPO eingestellt. Das hätte 
es nicht gedurft, wenn die Festnahme des Beschwerdeführers rechtswidrig gewe-
sen wäre. 

2. Mit der Verfassungsbeschwerde rügt der Beschwerdeführer die Verletzung 
seiner Grundrechte aus Art. 9 Abs. 2, Art. 10 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1 und Art. 15 
Abs. 1 der Verfassung von Berlin (VvB). 

a) Das LG habe in zweifacher Hinsicht sein Grundrecht auf freie Meinungs-
äußerung (Art. 14 Abs. 1 VvB) verletzt. Soweit es ausgeführt habe, dass den Poli-
zeibeamten eine abschließende und zutreffende Einschätzung, ob das Transparent 
den Tatbestand der Beleidigung erfülle, kaum möglich gewesen sei, habe es poli-
zeiliche Entscheidungsträger verfassungswidrigerweise von der Prüfung endastet, 
ob eine politische Meinungsäußerung dem Schutz des § 193 StGB iVmArt. 14 
Abs. 1 VvB, Art. 5 Abs. 1 GG unterliege. Polizeibeamte seien vor einer Fest-
nahme verpflichtet, sorgfältig abzuwägen, ob die als Festnahmegrund dienende 
politische Meinungsäußerung sich im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Ge-
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währleistung bewege. Das LG verkenne die strikte Grundrechtsbindung staatli-
cher Gewalt, wenn es meine, Polizeibeamte handelten formell rechtmäßig, wenn 
sie ohne weitere Prüfung zur Festnahme schritten, sobald ein Transparenttext 
geeignet erscheine, Politiker verächtlich zu machen oder herabzuwürdigen. Dem 
LG sei zudem bekannt gewesen, dass die Polizei im Rahmen einer vier Tage zuvor 
erfolgten Demonstration den weiteren Weg mit demselben Transparent freigege-
ben habe; es hätte daher erwägen müssen, ob eine entsprechende Abwägung auch 
im vorliegenden Fall erfolgt sei. 

Zum anderen rügt der Beschwerdeführer, dass das LG unter Zugrundele-
gung der für ihn ungünstigsten Interpretation und ohne jegliche Abwägung davon 
ausgegangen sei, dass der Transparenttext objektiv eine Beleidigung der genannten 
Personen gebildet habe. Jedenfalls sei es willkürlich, dass das LG, obwohl es von 
ihm auf die einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hinge-
wiesen worden sei, keine tragfähigen Gründe für seine Deutung benannt, sondern 
sich mit dem Hinweis begnügt habe, es halte an seiner Auffassung aus dem ersten 
Berufungsurteil fest. Aus der Bedeutung des Grundrechts der freien Meinungsäu-
ßerung ergäben sich für die Gerichte Begründungslasten, die in ihren Urteilsgrün-
den abzuarbeiten seien. Es können deshalb auch nicht zugunsten des LG unter-
stellt werden, dass eine solche Abwägung und sorgfältig vergleichende Erwägung 
verschiedener Bedeutungsvarianten bei der Entscheidungsfindung erfolgt sei und 
sich nur nicht im Urteilstext wiederfinde. 

Ob eine zur Festnahme berechtigende Beleidigung vorgelegen habe, sei nicht 
allein für die Frage der Rechtswidrigkeit von Belang. Indem das LG vorschnell 
und unter Missachtung von Art. 14 Abs. 1 VvB eine Beleidigung bejaht habe, 
habe es auch seine, des Beschwerdeführers, Einwendungen auf der Verschuldens-
ebene nivelliert. Selbst bei formell rechtmäßiger Festnahme hätte ein unvermeid-
barer Irrtum über das Erlaubtsein von Widerstandshandlungen zivilrechtlich die 
Schuld und damit die Haftung ausgeschlossen; bei einer formell rechtmäßigen, 
aber materiell rechtswidrigen Festnahme hätte im Übrigen die Frage des Mitver-
schuldens des Beamten B. im Raum gestanden. 

b) Das LG habe ferner die Unschuldsvermutung des Art. 9 Abs. 2 VvB 
missachtet, indem es das Urteil darauf gestützt habe, dass das Strafgericht — ob-
wohl das Strafverfahren eingestellt worden sei — seine Rechtsauffassung geteilt, 
d.h. die Festnahme ebenfalls als rechtmäßig angesehen habe. Der Hinweis des LG 
auf die Anklageerhebung durch die Staatsanwaltschaft sei in gleicher Weise ver-
fehlt, weil dabei der für eine Anklage erforderliche hinreichende Tatverdacht mit 
der gerichtlichen Verurteilung nach Abschluss des Erkenntnisverfahrens gleichge-
setzt werde. 

c) In der Berufung auf die Einstellung des Strafverfahrens nach § 153a StPO 
liege zugleich ein Verstoß gegen das aus Art. 10 Abs. 1 VvB folgende Willkürver-
bot. Es gebe keinen rechtlichen Gesichtspunkt, der den Verstoß gegen die Un-
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schuldsvermutung rechtfertige, so dass angenommen werden müsse, dass sich das 
LG von sachfremden Erwägungen habe leiten lassen. 

d) Ferner macht der Beschwerdeführer geltend, dass das LG seine Ausfüh-
rungen im Schriftsatz vom 25.6.2001 zur verfassungsrechtlich zwingenden Ausle-
gung des § 153a StPO ersichtlich nicht berücksichtigt und damit gegen das 
Grundrecht auf Gewährung rechtlichen Gehörs (Art. 15 Abs. 1 VvB) verstoßen 
habe. Die angefochtene Entscheidung beruhe hierauf, denn es könne nicht ausge-
schlossen werden, dass das LG, hätte es seine Wertungen nicht fälschlicherweise 
durch die Einstellung des Strafverfahrens nach § 153a StPO bestätigt gesehen, 
seine Auffassung, dass eine die Festnahme rechtfertigende Beleidigung vorgelegen 
habe, überprüft hätte. 

Ein weiterer Verstoß gegen Art. 15 Abs. 1 VvB liege darin, dass das LG in 
seinem ersten Berufungsurteil auf die Würdigung der Staatsanwaltschaft und des 
AG Tiergarten im Strafverfahren, also pauschal auf ein ganzes Aktenkonvolut, 
Bezug genommen habe, ohne seiner, des Beschwerdeführers, Bitte nachzukom-
men und mitzuteilen, auf welche Ausführungen der umfangreichen Ermittlungs-
akte es abstelle. Vielmehr habe das LG in dem angefochtenen Urteil pauschal 
Rückgriff auf seine vorherigen Wertungen genommen. Aus dem Grundrecht auf 
rechtliches Gehör folge die Verpflichtung des Gerichts, sich über Verfahrensstoff 
zumindest auf Nachfrage genauer zu äußern und ihn zu spezifizieren, wenn er der 
Entscheidung zugrunde gelegt werde solle. Nur dann sei es den Parteien möglich, 
sich sachgerecht dazu zu äußern. Bei rechtzeitiger Benennung der einschlägigen 
Schriftstücke hätte er in der mündlichen Verhandlung die Gesichtspunkte noch 
einmal thematisiert, die es verböten, von einer Anklageschlift und einer Einstel-
lung nach § 153a Abs. 2 StPO auf die Verwirklichung einer Straftat zu schließen. 

II. 

Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist unbegründet. Das angefochtene 
Urteil verletzt den Beschwerdeführer nicht in seinen Grundrechten aus Art. 9 
Abs. 2, Art. 10 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1 oder Art. 15 Abs. 1 VvB. 

1. Die Annahme des LG, der Beschwerdeführer habe Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte geleistet und sei deshalb nach § 823 Abs. 2 BGB iVm § 113 
StGB zum Ersatz des aus seiner Widerstandshandlung entstandenen Schadens 
verpflichtet, ist mit Art. 14 Abs. 1 VvB vereinbar. 

a) Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers hat das LG bei der Prü-
fung, ob die Diensthandlung des Beamten B. — eine Zuführung zu einer Identi-
tätsfeststellung nach § 163b Abs. 1 StPO - rechtmäßig iSd § 113 Abs. 3 StGB 
war, Bedeutung und Tragweite des Grundrechts auf freie Meinungsäußerung im 
Ergebnis nicht verkannt. 
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aa) Art. 14 Abs. 1 VvB garantiert die Meinungsfreiheit nicht schrankenlos, 
sondern nur innerhalb der Gesetze (vgl. Beschl. v. 20.12.1999 - VerfGH 56A/99, 
56/99 - LVerfGE 10, 129, 134). Die Meinungsfreiheit kann daher durch die Vor-
schriften der Strafprozessordnung mit ihrer prinzipiellen Verpflichtung für jeden 
Staatsbürger, die darin vorgesehenen Ermittlungshandlungen zu dulden (vgl. 
BVerfGE 77, 65, 75), beschränkt sein. Allerdings sind die Gesetze ihrerseits unter 
Berücksichtigung der Meinungsfreiheit auszulegen und anzuwenden, damit deren 
wertsetzende Bedeutung für das einfache Recht auch auf der Ebene der Rechts-
anwendung zur Geltung kommt (Beschl. v. 20.12.1999 - VerfGH 56 A/99, 56/99 
- LVerfGE 10, 129, 134 f; zum Bundesrecht BVerfGE 7, 198, 208 f; 93, 266, 
292). Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung verbietet insbesondere eine 
Auslegung des einfachen Rechts, von der ein abschreckender Effekt auf den 
Gebrauch des Grundrechts ausgeht (vgl. BVerfGE 43, 130, 136; 93, 266, 292). 

Ein solcher Effekt wäre gegeben, wenn die bloße Möglichkeit, dass eine öf-
fentliche Äußerung rechtlich nicht als freie Meinungsäußerung, sondern als straf-
bare Beleidigung einzuordnen sein könnte, genügte, um polizeiliche Ermittlungs-
handlungen wie eine Identitätsfeststellung gem. § 163b Abs. 1 StPO durchzufüh-
ren. Denn wer strafprozessuale Maßnahmen bereits dann gewärtigen muss, wenn 
sich nicht ausschließen lässt, dass eine von ihm getätigte Äußerung nicht mehr 
dem Schutzbereich des Art. 14 Abs. 1 VvB unterfällt, wird aus Furcht vor polizei-
lichen Maßnahmen auch zulässige Kritik unterlassen. Beabsichtigt die Polizei, 
wegen einer öffentlichen Äußerung einzuschreiten, ergeben sich deshalb aus 
Art. 14 Abs. 1 VvB Anforderungen an die Prüfung, ob der Verdacht einer Straftat 
gegeben und deshalb eine Identitätsfeststellung iSd § 163b Abs. 1 StPO oder eine 
andere Ermittlungshandlung veranlasst ist. Diese Prüfung erfordert bereits nach 
einfachem Recht eine rechtliche Einschätzung der den Verdacht in tatsächlicher 
Hinsicht begründenden Umstände (vgl. Meyer-Goßner StPO, 49. Aufl. 2006, § 152, 
Rn. 4b; Beulke in: Löwe/Rosenberg, StPO, 25. Aufl., § 152, Rn. 31). Im Hinblick 
auf Art. 14 Abs. 1 VvB müssen Polizeibeamte hierbei auch in Erwägung ziehen, 
dass die Äußerung von der Meinungsfreiheit gedeckt sein könnte. Zu berücksich-
tigen ist insbesondere, dass Art. 14 Abs. 1 VvB bei der Anwendung der §§ 185 ff 
StGB eine fallbezogene Gewichtung der Beeinträchtigung verlangt, die der per-
sönlichen Ehre auf der einen und der Meinungsfreiheit auf der anderen Seite 
droht (vgl. Beschl. v. 8.9.1993 - VerfGH 54/93 - LVerfGE 1, 145, 149; sowie 
zum Bundesrecht: BVerfGE 85, 1,16; 93, 266, 293) und sich das Ergebnis dieser 
Abwägung wegen ihres Fallbezugs nicht generell und abstrakt vorwegnehmen 
lässt (vgl. BVerfGE 93, 266, 293). Ferner müssen Polizeibeamte im Rahmen der 
Prüfung des Tatverdachts bedenken, dass bei Beiträgen zur öffentlichen Mei-
nungsbildung, auch dann wenn sie überzogene oder ausfällige Kritik enthalten, bis 
zur Grenze der Formalbeleidigung oder der Schmähkritik eine Vermutung zu-
gunsten der Freiheit der Rede besteht (vgl. Beschl. v. 8.9.1993, aaO; BVerfGE 7, 
198, 208, 212; 61, 1, 11; 90, 241, 247) und Abweichungen hiervon einer Begrün-
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dung bedürfen, die der konstitutiven Bedeutung der Meinungsfreiheit für die De-
mokratie Rechnung trägt (BVerfGE 93, 266, 295). 

Erst wenn der erkennbare Sachverhalt bei Anlegung dieser Kriterien Grund 
für die Annahme gibt, dass die Grenzen der Meinungsfreiheit überschritten sind, 
kann die Polizei von dem Verdacht einer Beleidigung oder eines sonstigen Äuße-
rungsdelikts ausgehen. In diesem Fall hat der Betroffene eine Identitätsfeststellung 
gem. § 163b StPO grundsätzlich hinzunehmen. Ob sein Verhalten tatsächlich 
strafbar ist, spielt für deren Rechtmäßigkeit keine Rolle. Strafprozessuale Ermitt-
lungen knüpfen notwendigerweise stets nur an einen — je nach Eingriffsintensität 
unterschiedlich qualifizierten - Verdacht an (vgl. z.B. § 81 Abs. 2, § 111 Abs. 1, 
§ 152 Abs. 2, § 160 Abs. 1 StPO); die Gewissheit, dass eine Straftat begangen 
worden ist, kann und muss zu diesem Zeitpunkt nicht bestehen. 

bb) Gemessen hieran hat das LG ohne Verstoß gegen Art. 14 Abs. 1 VvB 
angenommen, dass der Beschwerdeführer einer Beleidigung verdächtig war und 
deshalb zum Zweck einer Identitätsfeststellung einem Polizeifahrzeug zugeführt 
werden durfte (vgl. § 163 Abs. 1 S. 2 StPO). 

(1) Es bestand hinreichender Anlass zu der Annahme, dass es sich bei dem 
Transparenttext („Schönbohm, Landowsky und Co., Wegbereiter des Naziter-
rors") um eine Schmähkritik handelte, also eine Form der Äußerung, bei der die 
Meinungsfreiheit regelmäßig hinter den Ehrschutz zurücktritt. Kennzeichnend 
hierfür ist eine herabsetzende Äußerung, bei der nicht die Auseinandersetzung in 
der Sache, sondern die Diffamierung einer Person im Vordergrund steht (vgl. 
BVerfG, NJW 2005, 3274 mwN). 

Für die Qualifizierung des Transparenttextes als Schmähkritik spricht, dass er 
keinen tagespolitischen oder sonstigen inhaltlichen Bezug, also kein sachliches 
Anliegen des Beschwerdeführers erkennen ließ. Das gilt auch und insbesondere 
bezüglich des Begriffs „Naziterror". Mit diesem Begriff werden üblicherweise die 
Unrechtstaten des nationalsozialistischen Regimes von 1933 bis 1945 bezeichnet, 
nicht dagegen rechtsradikale oder neonazistische Aktivitäten und Tendenzen aus 
der heutigen Zeit. Es erschloss sich daher nicht ohne weiteres, dass der Be-
schwerdeführer seiner Uberzeugung Ausdruck verleihen wollte, die genannten 
Politiker leisteten Bestrebungen von Neonazis Vorschub. Vielmehr war die An-
nahme des LG vertretbar, die genannten Politiker würden durch den Transpa-
renttext mit dem Naziterror der Jahre 1939 bis 1945 in Verbindung gebracht — sei 
es unmittelbar, sei es, dass ihnen vorgeworfen wurde, den Weg für einen dem 
nationalsozialistischen Unrechtsregime vergleichbaren Staat zu bereiten. Beide 
Aussagen wären angesichts der vom nationalsozialistischen Staat verübten 
Verbrechen und mangels jeglicher Vergleichbarkeit der Politik, welche die auf 
dem Transparent genannten Politiker zu verantworten hatten, als von der Mei-
nungsfreiheit nicht mehr gedeckte Schmähkritik zu werten. 
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(2) Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers stellt es auch keine 
Verletzung von Art. 14 Abs. 1 Vvß dar, dass das LG sich mit nur einer möglichen 
Deutung des Transparenttextes auseinandergesetzt, nicht aber auch eine Deutung 
im Sinne der vom Beschwerdeführer beabsichtigten Aussage — die genannten Po-
litiker stärkten durch ihre Politik die Bestrebungen von Neonazis - erwogen hat. 

(a) Richtig ist zwar, dass die Meinungsfreiheit verletzt wird, wenn ein Gericht 
bei der Uberprüfung von straf- oder zivilrechtlichen Sanktionen wegen erfolgter 
Meinungsäußerungen bei mehrdeutigen Äußerungen die zu einer Verurteilung 
führende Bedeutung zu Grunde legt, ohne vorher mit schlüssigen Gründen Deu-
tungen ausgeschlossen zu haben, welche die Sanktion nicht zu rechtfertigen ver-
mögen (BVerfGE 43, 130, 136 f; 82, 43, 50 f; 82, 272, 280 f). Ob es sich bei dem 
Transparenttext um eine mehrdeutige Äußerung handelte, also um eine Äußerung, 
die ein unvoreingenommenes und verständiges Publikum mehrdeutig wahrnimmt, 
oder deren Inhalt erhebliche Teile des Publikums jeweils unterschiedlich verste-
hen (vgl. BVerfG, NJW 2006, 207, 208), wie der Abschnittsleiter der Polizei, der 
das Transparent bei einer Demonstration am 28.2.1997 als unbedenklich einstufte, 
offenbar gemeint hat, braucht aber nicht entschieden zu werden. 

Der Beschwerdeführer verkennt nämlich, dass die zu mehrdeutigen Äuße-
rungen entwickelten Maßstäbe hier nicht anwendbar sind. Sie sollen den Äußern-
den im Interesse der individuellen Grundrechtsausübung und der Funktionsfähig-
keit des Meinungsbildungsprozesses davor bewahren, wegen einer Deutung ihrer 
Äußerung, die den gemeinten Sinn verfehlt, mit straf- oder zivilrechtlichen Sank-
tionen belegt zu werden (vgl. BVerfG, NJW 2006, 207, 209). Um solche Sanktio-
nen geht es hier aber nicht. Der Beschwerdeführer ist nicht wegen des Transpa-
renttextes verurteilt worden — dieser ist für ihn in zivil- und strafrechtlicher Hin-
sicht sanktionslos geblieben —, sondern muss Schadensersatz wegen einer Wider-
standshandlung iSd § 113 StGB leisten. 

(b) Soweit im angefochtenen Urteil unbeanstandet geblieben ist, dass die am 
4.3.1997 handelnden Polizisten die mögliche Mehrdeutigkeit des Transparenttex-
tes nicht erkannt bzw. nicht zugunsten des Beschwerdeführers berücksichtigt ha-
ben, liegt ebenfalls kein Verstoß gegen Art. 14 Abs.l VvB vor. 

Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers folgt aus Art. 14 Abs. 1 
VvB nicht, dass Ermittlungshandlungen wegen des Verdachts der Beleidigung im 
Fall mehrdeutiger Äußerungen nur rechtmäßig sind, wenn Deutungen, die das 
Persönlichkeitsrecht nicht verletzen, von der Polizei zuvor mit schlüssigen Grün-
den ausgeschlossen worden sind. Zwar muss die Polizei bei der Prüfung, ob der 
Verdacht einer Beleidigung gegeben ist, das Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung berücksichtigen (siehe soeben zu II. 1. a) aa). Im Hinblick darauf, dass den 
Beamten ein schnelles Handeln, häufig in unübersichtlichen und spannungsrei-
chen Situationen, abverlangt wird, kann eine abschließende Prüfung, ob eine Äu-
ßerung den Tatbestand der Beleidigung erfüllt oder von der Meinungsfreiheit ge-
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deckt ist, aber nicht verlangt werden. Insbesondere kann von Polizeibeamten, die 
in einer konkreten Handlungssituation rasch entscheiden müssen, ob sie den Ver-
dacht einer Beleidigung als gegeben ansehen, nicht erwartet werden, dass sie stets 
alle Interpretationsmöglichkeiten einer mehrdeutigen Äußerung erfassen. Da 
Kennzeichen solcher Äußerungen gerade ihre Mehrdeutigkeit bzw. der Umstand 
ist, dass erhebliche Teile eines verständigen Publikums ihren Inhalt jeweils unter-
schiedlich verstehen, kann nicht ausgeschlossen werden, dass — auch entspre-
chend geschulte — Polizeibeamte eine Äußerung zunächst als eindeutig im Sinne 
einer Beleidigung wahrnehmen. 

Gleichzeitig müssen auf einen Straftatverdacht gestützte polizeiliche Auffor-
derungen im Interesse einer — im Allgemeininteresse liegenden — effektiven Straf-
verfolgung auch in Fällen durchsetzbar sein, in denen sich bei gründlicher rechtli-
cher Prüfung nachträglich herausstellt, dass keine Straftat vorgelegen hat (vgl. 
BVerfGE 92, 191, 200 f). Der Betroffene wird dadurch, dass er eine Identitäts-
feststellung in solchen Situationen hinnehmen muss, in seinem Recht auf Mei-
nungsfreiheit nicht über Gebühr eingeschränkt. Da die Polizei verpflichtet ist, 
dieses Recht bei der Prüfung des Tatverdachts zu berücksichtigen, ist unverhält-
nismäßigen Beschränkungen, also Ermittlungshandlungen wegen Äußerungen, die 
ersichtlich in den Schutzbereich von Art. 14 Abs. 1 VvB fallen, vorgebeugt (vgl. 
BVerfGE 92, 191, 199 zur Beschränkung des Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung durch § 163b StPO). In Zweifels fallen muss der Betroffene ein Ein-
schreiten der Polizei zwar hinnehmen, ist aber vor unberechtigten zivil- oder straf-
rechtlichen Sanktionen wegen seiner Äußerung durch das nachfolgende Ermitt-
lungs- bzw. Gerichtsverfahren geschützt. 

b) Soweit der Beschwerdeführer geltend macht, das LG habe durch die vor-
schnelle Annahme des Verdachts einer Beleidigung auch seine Einwendungen auf 
der Verschuldensebene nivelliert, ist Art. 14 Abs. 1 VvB ebenfalls nicht verletzt. 
Zwar kommt eine Haftung wegen eines den Schutz eines anderen bezweckenden 
Gesetzes gem. § 823 Abs. 2 BGB nur in Betracht, wenn die Schuldform vorliegt, 
die das Schutzgesetz selbst zu seiner Anwendung fordert (vgl. BGHZ 46, 17, 21), 
so dass ein — vom Beschwerdeführer für sich in Anspruch genommener — unver-
meidbarer Verbotsirrtum bei Vorliegen der weiteren in § 113 Abs. 4 S. 2 StGB 
genannten Voraussetzung auch eine zivilrechtliche Haftung nach § 823 Abs. 2 
iVm § 113 StGB ausgeschlossen hätte. 

Indessen ist nicht erkennbar, inwiefern die dem angefochtenen Urteil 
zugrunde liegende Annahme, ein etwaiger Irrtum des Beschwerdeführers über die 
Rechtmäßigkeit der Identitätsfeststellung sei vermeidbar gewesen, mit Art. 14 
Abs. 1 VvB unvereinbar ist. Dass das LG aus dem Verhalten der Polizei bei der 
vorangegangenen Demonstration am 28.2.1997 keine für den Beschwerdeführer 
günstigen Schlüsse bezüglich der Unvermeidbarkeit eines Irrtums gezogen hat, ist 
schon deshalb unbedenklich, weil diese Vorgänge deutlich machten, dass der 
Transparenttext von den zunächst einschreitenden Polizeibeamten anders ver-
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standen worden war als von dem Abschnittsleiter, und daher geeignet waren, dem 
Beschwerdeführer vor Augen zu führen, dass die Aussage des Textes nicht ein-
deutig war. Dann aber konnte er nicht überrascht sein, wenn andere Polizeibe-
amte vier Tage später denselben Text erneut beanstandeten und zum Anlass von 
Ermitdungshandlungen nahmen. 

2. Die Unschuldsvermutung des Art. 9 Abs. 2 VvB ist ebenfalls nicht ver-
letzt. 

a) Nach Art. 9 Abs. 2 VvB gilt ein Beschuldigter nicht als schuldig, solange er 
nicht von einem Gericht verurteilt ist. Die Unschuldsvermutung verlangt, dass 
dem Täter in einem justizförmig geordneten Verfahren, das eine wirksame Siche-
rung der Grundrechte des Beschuldigten gewährleistet, Tat und Schuld nachge-
wiesen werden. Bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld wird seine Unschuld 
vermutet (vgl. Beschl. v. 12.7.1994 - VerfGH 94/93 - LVerfGE 2, 19, 29; zum 
Bundesrecht vgl. BVerfGE 82, 106, 114 f; BVerfG, NJW 1991, 1530, 1531). Dar-
aus folgt allerdings nicht, dass Art. 9 Abs. 2 VvB einer eigenständigen Würdigung 
und Bewertung strafgerichtlicher Akten eines gem. § 153a Abs. 2 StPO einge-
stellten Strafverfahrens durch andere staatliche Stellen entgegenstünde. Verwal-
tungsbehörden und Gerichte sind lediglich gehindert, allein aufgrund der Zu-
stimmung des Angeklagten zur Einstellung nach § 153a Abs. 2 StPO und der Ein-
stellung selbst davon auszugehen, ihm sei nachgewiesen, die vorgeworfene Tat 
begangen zu haben. Es ist ihnen nicht verwehrt, die im staatsanwaltlichen Er-
mitdungsverfahren und im strafgerichtlichen Verfahren gewonnenen Erkennt-
nisse einer eigenständigen Bewertung zu unterziehen (vgl. BVerfGE 82, 106, 120; 
BVerfG, NJW 1991,1530,1532). 

b) Gemessen hieran hat das LG nicht gegen die Unschuldsvermutung ver-
stoßen. Das Gericht hat nicht allein aus dem nach § 153a Abs. 2 StPO ergangenen 
Einstellungsbeschluss gefolgert, dass der Beschwerdeführer wegen Widerstands 
gegen Vollstreckungsbeamte schuldig sei. Vielmehr hat es die Voraussetzungen 
des § 113 StGB eigenständig geprüft und lediglich seine dabei gewonnene Ein-
schätzung, die Diensthandlung des Polizeibeamten B. sei rechtmäßig gewesen, 
weil der Verdacht einer Beleidigung bestanden habe, durch die Rechtsauffassung 
des mit dem Vorgang befassten Strafgerichts bestätigt gesehen. Dabei durfte es 
berücksichtigen, dass die Anwendung des § 153a StPO gegenüber einem mögli-
chen Unschuldigen untersagt ist (vgl. BVerfGE 82, 106, 118; BVerfG, NStZ-RR 
1996, 168, 169; BVerwGE 111, 43, 45; Meyer-Goßner StPO, 49. Aufl. 2006, § 153a, 
Rn. 2), und deshalb folgern, das Strafgericht habe — weil der Beschwerdeführer 
andernfalls im Hinblick auf § 113 Abs. 3 StGB vom Vorwurf freizusprechen ge-
wesen wäre — ebenfalls angenommen, der Transparenttext sei geeignet gewesen, 
den Verdacht der Beleidigung zu begründen. Entsprechendes gilt für den auf die 
Anklageschrift der Staatsanwaltschaft bezogenen Hinweis im angefochtenen Ur-
teil. Auch insoweit hat das LG nicht von der Anklageschrift auf die Schuld des 
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Beschwerdeführers geschlossen, sondern lediglich zur Untermauerung seiner 
Deutung des Transparenttextes und seiner Rechtsauffassung festgestellt, dass sie 
offenbar auch von der Staatsanwaltschaft geteilt worden sei. 

3. Die Verfassungsbeschwerde bleibt auch erfolglos, soweit der Beschwerde-
führer eine Verletzung des Willkürverbots (Art. 10 Abs. 1 VvB) mit der Begrün-
dung rügt, das LG habe sein Urteil nicht auf die Einstellung des Strafverfahrens 
wegen des Vorwurfs des Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte nach § 153a 
Abs. 2 StPO stützen dürfen. 

Eine gerichtliche Entscheidung verstößt nur dann gegen das Willkürverbot, 
wenn sie unter keinem denkbaren Aspekt rechtlich vertretbar ist und sich daher 
der Schluss aufdrängt, sie beruhe auf sachfremden Erwägungen. Erforderlich ist, 
dass die Sach- oder Rechtslage in krasser Weise verkannt worden, bei objektiver 
Würdigung der Gesamtumstände also die Annahme geboten ist, die vom Gericht 
vertretene Auffassung sei im Bereich des schlechthin Abwegigen an2usiedeln 
(Beschl. v. 23.4.1996 - VerfGH 69, 69 A/95 - LVerfGE 4, 54, 61 f mwN). 

Diese Voraussetzungen sind hier nicht gegeben. Bei der beanstandeten Be-
zugnahme des LG auf die — aus der Anwendung des § 153a Abs. 2 StPO gefol-
gerten — Rechtsauffassung des Strafgerichts handelte es sich nicht um eine unter 
keinem Aspekt rechtlich vertretbare Erwägung, sondern um einen nachvollziehba-
ren und, wie dargelegt, auch unter Berücksichtigung der Unschuldsvermutung 
nicht zu beanstandenden Hinweis des LG, dass auch andere mit der Sache be-
fasste Juristen meinten, der Transparenttext habe den Verdacht einer Straftat be-
gründet. 

4. Schließlich ist auch der Anspruch des Beschwerdeführers auf Gewährung 
rechtlichen Gehörs (Art. 15 Abs. 1 VvB) nicht verletzt. 

a) Die Rüge des Beschwerdeführers, das LG habe sein Vorbringen ignoriert, 
dass bei einer Einstellung gem. § 153a Abs. 2 StPO nach der Auslegung des Bun-
desverfassungsgerichts die Schuld nicht festgestellt, sondern lediglich hypothetisch 
unterstellt werde, ist unbegründet. 

Der Anspruch auf rechtliches Gehör verpflichtet das Gericht zwar, die Aus-
führungen der Verfahrensbeteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in Erwägung 
zu ziehen. Er gewährt jedoch keinen Schutz dagegen, dass das Gericht Vorbrin-
gen der Beteiligten aus Gründen des formellen oder materiellen Rechts ganz oder 
teilweise unberücksichtigt lässt. Das Gericht muss sich in den Entscheidungs-
gründen auch nicht mit jedem Einzelvorbringen auseinandersetzen, vielmehr ist 
grundsätzlich davon auszugehen, dass es das von ihm entgegengenommene Vor-
bringen der Parteien auch zur Kenntnis genommen hat. Eine Verletzung von 
Art. 15 Abs. 1 VvB ist erst feststellbar, wenn im Einzelfall besondere Umstände 
deutlich machen, dass tatsächliches Vorbringen oder Rechtsausführungen eines 
Beteiligten überhaupt nicht nur Kenntnis genommen oder doch bei der Entschei-
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dung nicht erwogen worden sind (vgl. Beschl. v. 16.11.1995 — VerfGH 48/94 — 
LVerfGE 3,113,117 u. v. 22.5.1997 - VerfGH 34/97 - LVerfGE 6, 80, 82). 

Ein solcher Fall liegt hier nicht vor. Es sind keine Anhaltspunkte dafür er-
sichtlich, dass das LG die Ausführungen des Beschwerdeführers in dessen Schrift-
satz vom 25.6.2001 nicht zur Kenntnis genommen hat. Näher liegt die Annahme, 
dass das Gericht den Vortrag aus rechtlichen Gründen für unerheblich gehalten 
hat, weil es — wie dargelegt — nicht allein von der Einstellung des Strafverfahrens 
nach § 153 Abs. 2 StPO auf die Schuld des Beschwerdeführers geschlossen, son-
dern sich nur in seiner Rechtsauffassung bestätigt gesehen hat, dass der Transpa-
renttext den Verdacht einer Beleidigung begründe. 

b) Auch die Rüge, die pauschale Bezugnahme auf ganze Akten im ange-
fochtenen Urteil werde den Anforderungen des Art. 15 Abs. 1 VvB nicht gerecht, 
ist unbegründet. 

aa) Allerdings gewährleistet der Anspruch auf rechtliches Gehör, dass die 
Beteiligten eines gerichtlichen Verfahrens Gelegenheit erhalten, sich mit tatsächli-
chen und rechtlichen Argumenten zu äußern. Mit Art. 15 Abs. 1 VvB unvereinbar 
ist es daher, wenn einer gerichtlichen Entscheidung Tatsachen und Beweisergeb-
nisse zugrunde gelegt werden, zu denen die Beteiligten vorher nicht Stellung 
nehmen konnten (Beschl. v. 15.6.1993 - VerfGH 18/92 - LVerfGE 1, 81, 87; 
15.11.2001 - VerfGH 157/00 - und 31.10.2003 - VerfGH 9/03 -) . Das Gericht 
muss daher den Beteiligten alle für seine Entscheidung bedeutsamen Unterlagen 
zur Kenntnis geben (Beschl. v. 17.6.1996 - VerfGH 4/96 - LVerfGE 4, 65, 71 f). 
Eine dem verfassungsrechtlichen Anspruch genügende Gewährung rechtlichen 
Gehörs setzt ferner voraus, dass die Verfahrensbeteiligten bei Anwendung der 
von ihnen zu verlangenden Sorgfalt erkennen können, auf welche Gesichtspunkte 
es bei der Entscheidung ankommt. Es kann daher der Verhinderung von Vortrag 
gleichkommen, wenn das Gericht ohne vorherigen Hinweis auf einen rechtlichen 
Gesichtspunkt abstellt, mit dem auch ein gewissenhafter und kundiger Prozess-
beteiligter nicht zu rechnen brauchte (Beschl. v. 17.12.1997 - VerfGH 112/96 -
LVerfGE 7, 49, 58 und 24.6.1999 - VerfGH 48/99 - LVerfGE 10, 72, 78). 

bb) Letzteres kann dem LG nicht vorgeworfen werden. Der Beschwerdefüh-
rer konnte bereits dem ersten Berufungsurteil vom 21.11.2000 entnehmen, dass 
sich das LG durch den Verlauf des Ermitdungs- und des Strafverfahrens in seiner 
Rechtsauffassung, dass der Transparenttext den Verdacht einer Beleidigung be-
gründete, bestätigt gesehen hat. Denn es heißt dort auf Seite 3 im Anschluss an 
die Feststellung, dass der Transparenttext einen beleidigenden Inhalt habe und 
nicht durch die Wahrnehmung berechtigter Interessen gedeckt gewesen sei: "Die 
Kammer sieht sich insoweit in Ubereinstimmung mit der Würdigung der Staats-
anwaltschaft bei dem LG Berlin — 81 Js 602/97 — und des Amtsgerichts Tiergar-
ten - 273 Ds 296/98". 
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Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers diente die Angabe der Ak-
tenzeichen dabei nicht einer pauschalen Bezugnahme auf ganze Akten, sondern 
nur der Identifizierung des Verfahrens, auf das sich die Würdigung der Staatsan-
waltschaft und des Amtsgerichts Tiergarten bezog. Dass diese insbesondere in der 
Anklageschrift der Staatsanwaltschaft sowie in dem Eröffnungs- und dem späte-
ren Einstellungsbeschluss des AG Tiergarten seinen Ausdruck gefunden hatte, 
war für einen kundigen Prozessbeteiligten ersichtlich und bedurfte weder beson-
derer Erwähnung noch eines richterlichen Hinweises. Der Vorwurf, das LG habe 
sein Urteil auf dem Beschwerdeführer unbekannte Unterlagen bzw. einen rechtli-
chen Gesichtspunkt gestützt, mit dem dieser nicht zu rechnen brauchte, ist daher 
unbegründet. 

cc) Im Übrigen kann auch nicht angenommen werden, dass das angegriffene 
Urteil auf der geltend gemachten Gehörsverletzung beruht. Der Beschwerdefüh-
rer beruft sich selbst darauf, seine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die 
Berücksichtigung der Anklageschrift der Staatsanwaltschaft und der Einstellung 
des Strafverfahrens nach § 153a StPO dem LG mit Schriftsatz vom 25.6.2001 
mitgeteilt zu haben. Es sind keine Anhaltspunkte dafür vorhanden, dass das LG 
bei erneuter Erörterung dieser Bedenken in der mündlichen Verhandlung zu einer 
anderen Auffassung gelangt wäre. Solche ergeben sich insbesondere nicht aus 
dem Vorbringen des Beschwerdeführers, es sei unwahrscheinlich, dass das LG 
nach nochmaliger Thematisierung des Problems bindendes Verfassungsrecht ig-
noriert hätte. Diese Schlussfolgerung käme nur in Betracht, wenn die Argumenta-
tion des LG verfassungswidrig gewesen wäre. Das ist jedoch, wie zu Art. 9 Abs. 2 
VvB ausgeführt, nicht der Fall. 

Dass das Urteil auf der behaupteten Gehörsverletzung beruhe, folgt auch 
nicht aus dem Hinweis des Beschwerdeführers, er hätte „andere" Argumente zur 
Entkräftung der Zulässigkeit der Bezugnahme auf den Einstellungsbeschluss for-
mulieren können, wenn ihm frühzeitig die Schriftstücke aus der Strafakte benannt 
worden wären, auf die das LG seine Ansicht stützte. Abgesehen davon, dass sich 
das LG nicht durch bestimmte Schriftstücke in der Strafakte in seiner Würdigung 
bestätigt gesehen hat — auf solche nimmt das angefochtene Urteil an keiner Stelle 
Bezug —, lässt sich der Verfassungsbeschwerde nicht entnehmen, welche Argu-
mente dies gewesen wären. Eine solche Darlegung wäre aber erforderlich gewesen 
(vgl. Beschl. v. 11.1.1995 - VerfGH 81/94 - LVerfGE 3, 3, 6). 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 33, 34 VerfGHG. 
Dieser Beschluss ist unanfechtbar. 
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Nt. 4 

Zur Anwendung von Präklusionsvorschriften im zivilgerichtlichen Be-
rufungsverfahren. 

Verfassung von Berlin Art. 15 Abs. 1; 10 Abs. 1 

Zivilprozessordnung §§ 139 Abs. 2; 156; 533; 531 

Besch luss vom 17. Oktober 2006 - Ver fGH 209/04, 209 A/04 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbeschwerde 

und den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung der Frau M. 

gegen 

das Urteil des Landgerichts Berlin vom 8. November 2004 - 52 S 102/04 -

Beteiligte gemäß § 53 Abs. 1 und 2 VerfGHG: 

1. Der Präsident des Landgerichts Berlin 
2. m.com GmbH 

En tsche idungs formel : 

Das Verfahren über den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 
wird eingestellt. 

Die Verfassungsbeschwerde wird zurückgewiesen. 
Das Verfahren ist gerichtskostenfrei. 
Auslagen werden nicht erstattet. 

Gründe: 

I. 

Die Beteiligte zu 2. beantragte am 25.8.2003 beim AG Schöneberg, die Be-
schwerdeführerin zur Zahlung von 2.389,65 € für Telekommunikationsdienst-
leistungen aus abgetretenem Recht der I. GmbH zu verurteilen, wobei sie die der 
Forderung zugrunde liegenden Rechnungen für die Monate Mai und Juli 2002 und 
darauf von der Beschwerdeführerin geleistete Zahlungen konkret mit Datum be-
nannte, ohne die Rechnungen und die Abtretungsurkunde in Kopie beizufügen. 
Das AG verfügte die Anberaumung der Güteverhandlung und des frühen ersten 
Termins. In der Ladung heißt es: 
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„Das Gericht hat Sie aufgefordert, schriftlich auf die Klage zu erwidern. Diese 
Klageerwiderung muss spätestens am letzten Tag der dafür gesetzten Frist bei Ge-
richt eingegangen sein. Sie muss alles enthalten, was Sie zu Ihrer Verteidigung 
vorbringen können." 

Mit Schriftsatz vom 6.1.2004 überreichte die Beteiligte zu 2. eine Kopie der 
Abtretungserklärung zwischen ihr und der I. GmbH. Die anwaltlich vertretene 
Beschwerdeführerin machte mit Schriftsätzen vom 1.12.2003 und 7.1.2004 gel-
tend, es hätten keine vertraglichen Beziehungen zwischen ihr und der I. GmbH, 
sondern mit einer C-GmbH bestanden. Die Klage sei unzulässig, da eine wirk-
same Abtretung nicht erfolgt und über das Vermögen der I. GmbH das Insol-
venzverfahren eröffnet worden sei. Rein vorsorglich würden die geltend gemach-
ten Forderungen dem Grunde und der Höhe nach bestritten. Die Beteiligte zu 2. 
erhielt in der mündlichen Verhandlung des AG am 8.1.2004 eine Erklärungsfrist 
auf den Schriftsatz der Beschwerdeführerin vom 7.1.2004. Mit Schreiben vom 
8.1.2004 nahm die Beschwerdeführerin zur Erörterung in der mündlichen Ver-
handlung Stellung, indem sie Rechtsauffassungen zum Insolvenzverfahren der I. 
GmbH und dessen Bedeutung für die Klage mitteilte. Die Beteiligte zu 2. führte 
mit Schriftsatz vom 21.1.2004 aus, die I. GmbH habe im Jahre 2002 die Verträge 
der C-GmbH übernommen, und die Beschwerdeführerin habe im Mai 2002 und 
Mai 2003 an die I. GmbH Zahlungen geleistet, was sie nicht getan hätte, wenn 
keine vertraglichen Beziehungen bestanden hätten. Sie fügte die streitigen Rech-
nungen in Kopie bei, benannte nunmehr auch die darin enthaltenen Einzelleis-
tungen und Rechnungsnummern. Dieser Schriftsatz wurde der Beschwerdeführe-
rin nicht zugestellt. Das AG verurteilte sie mit Urteil vom 12.2.2004 zur Zahlung 
des geltend gemachten Betrages. Es führte zur Begründung aus, dass eine Unter-
brechung des Verfahrens durch die Insolvenzeröffnung nicht eingetreten und die 
in Kopie vorgelegte Abtretungsurkunde nicht zu beanstanden sowie eine An-
fechtung der Abtretung nicht substantiiert von der Beschwerdeführerin vorgetra-
gen worden sei. Ein Vertrag mit einer C-GmbH berühre die Wirksamkeit der 
Forderungen nicht. 

Mit der hiergegen gerichteten Berufung führte die Beschwerdeführerin unter 
anderem aus, dass sie den Ansprüchen der Beteiligten zu 2. Forderungen entge-
genhalten könne. Sie sei jedoch nicht verpflichtet, zu nicht vorgetragenen Voraus-
setzungen des klägerischen Anspruchs Einwendungen vorzubringen. Sie könne 
gegen die C-GmbH Ansprüche in Höhe von mehr als 3.000 € geltend machen. Da 
jedoch zum Rechtsverhältnis zwischen der Beteiligten zu 2. und ihr bislang nichts 
vorgetragen sei, sei sie auch nicht verpflichtet, zu diesen Forderungen näher vor-
zutragen. 

Nachdem das LG Berlin festgestellt hatte, dass der Beschwerdeführerin der 
Schriftsatz der Beteiligten zu 2. vom 21.1.2004 nicht übersandt worden war, hän-
digte es ihr diesen in der mündlichen Verhandlung am 10.6.2004 aus. Ausweislich 
des Sitzungsprotokolls verständigten sich die Parteien dahingehend, dass die Be-
schwerdeführerin nunmehr erneut prüfen solle, ob der geltend gemachte An-
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spruch berechtigt sei. Die Beschwerdeführerin führte auf den Schriftsatz der Be-
teiligten zu 2. vom 21.1.2004 aus, dass sie deren Vortrag bezüglich der Rechts-
nachfolge der I. GmbH zugestehe. Die Forderung sei jedoch erloschen. Die Be-
schwerdeführerin rechne mit dem Kautionsbetrag aus dem Vertragsverhältnis mit 
der C-GmbH, mit einer Zahlung an die I. GmbH sowie mit Erstattungsansprü-
chen für an die Deutsche Telekom direkt gezahlte Anschlussgebühren auf. 
Gleichzeitig erklärte sie, auf die Rechnung vom 21.5.2002 noch weitere als die von 
der Beteiligten zu 2. angegebenen Zahlungen geleistet zu haben. Nachdem diese 
daraufhin rügte, dass dieser neue Vortrag der Beschwerdeführerin nicht zulässig 
sei, erklärte letztere, sie habe erst auf den Schriftsatz vom 21.1.2004 hin materielle 
Einwendungen geltend machen müssen, da die Beteiligte zu 2. zuvor zur Rechts-
grundlage ihres Anspruchs nicht substantiiert vorgetragen habe. 

In der mündlichen Verhandlung vom 20.9.2004 wies das LG darauf hin, dass 
die Aufrechnung, weil sie auf Tatsachen gestützt werde, die in der Berufungsin-
stanz neu eingeführt worden seien, gegebenenfalls in zweiter Instanz nicht mehr 
zulässig sei. Hierzu führte die Beschwerdeführerin schriftsätzlich aus, die Parteien 
hätten sich in der mündlichen Verhandlung im Rahmen eines ausdrücklich zu 
Protokoll gegebenen Prozessvertrages darauf verständigt, dass aufgrund des über-
reichten Schriftsatzes der Beteiligten zu 2. vom 21.1.2004 eine erneute Prüfung 
erfolgen könne, die nicht darauf begrenzt gewesen sei, lediglich ein Anerkenntnis 
zu erklären. Auch habe das LG ihren Terminsvertreter nicht darauf hingewiesen, 
dass der Schriftsatznachkss lediglich gewährt werde, um ein mögliches Aner-
kenntnis zu überdenken. 

Mit Urteil vom 8.11.2004 wies das LG die Berufung zurück. Soweit die Be-
schwerdeführerin zunächst mit der Berufung eingewandt habe, die angefochtene 
Entscheidung sei fehlerhaft, weil kein Vertragsverhältnis von der Beteiligten zu 2. 
vorgetragen, ein solches bereits in der ersten Instanz von der Beschwerdeführerin 
bestritten und zudem das Bestreiten der Abtretung erstinstanzlich übergangen 
worden sei, habe die Beschwerdeführerin diese Einwendungen nicht weiter auf-
recht erhalten, sondern den Vortrag der Beteiligten zu 2. zugestanden. Soweit die 
Beschwerdeführerin ferner mit Schriftsatz vom 18.6.2004 gegen den geltend ge-
machten Anspruch die Aufrechnung erklärt habe, sei dieser Vortrag als verspätet 
gem. § 531 Abs. 2, § 533 ZPO zurückzuweisen. Dem stehe weder entgegen, dass 
der Beschwerdeführerin der Schriftsatz der Beteiligten zu 2. vom 21.1.2004 vom 
AG nicht zugestellt noch dass ihr im Termin zur mündlichen Verhandlung am 
10.6.2004 die Gelegenheit eröffnet worden sei, zu diesem Schriftsatz Stellung zu 
nehmen. Die behaupteten Gegenansprüche und die erst in zweiter Instanz erklärte 
Aufrechnung seien unbeachtlich, da die Beschwerdeführerin bereits in erster In-
stanz zu den Ansprüchen im Einzelnen hätte vortragen und die Gegenansprüche 
in den Rechtsstreit einführen können. Das Gericht habe die Beschwerdeführerin 
auch bereits im Termin zur mündlichen Verhandlung darauf hingewiesen, dass 
weiterer Vortrag wegen gegebenenfalls noch bestehender Gegenforderungen ver-
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